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Bekanntmachung

Beschlüsse der Verbandsversammlung des AZV Weiße Els-
ter - Hasselbach/Thierbach vom 26.11.2012
9/1/2012	 Aufnahme eines Kredites
9/2/2012	 Niederschlagung von offenen Forderungen 
Beschlüsse der Verbandsversammlung des AZV Weiße Els-
ter - Hasselbach/Thierbach vom 18.02.2013
1/1/2013	 Fortschreibung der Globalkalkulation für die Jahre 

2013-2017
1/2/2013	 Gebührenkalkulation für die Jahre 2013-2015
1/3/2013	 Wirtschaftsplan 2013
1/4/2013	 Übertragungsbilanz zum 01.07.2009 des Eigenbe-

triebes Abwasser Elsteraue in den AZV
1/5/2013	 Freistellungssatzung 
1/6/2013	 Ablösung eines Kredites zum 31.03.2013 

Beschlüsse der Verbandsversammlung des AZV Weiße Els-
ter - Hasselbach/Thierbach vom 22.04.2013
2/1/2013	 5. Änderung der Verbandssatzung
2/2/2013	 Abwasserbeseitigungssatzung des AZV Weiße 

Elster - Hasselbach/Thierbach
2/3/2013	 Satzung über die Erhebung von Beiträgen, Kos-

tenerstattungen für Grundstücksanschlüsse und 
Benutzungsgebühren sowie die Abwälzung der 
Abwasserabgabe für Kleineinleiter für die Abwas-
serbeseitigung im Entsorgungsgebiet des AZV 
Weiße Elster - Hasselbach/Thierbach

2/4/2013	 Beitrittsbeschluss zur Genehmigung Wirtschafts-
plan 2013

2/5/2013	 Feststellung Jahresabschluss 31.12.2009 und Ent-
lastung des Verbandsgeschäftsführers

2/6/2013	 Umschuldung und Zusammenführung von Kredi-
ten zum 30.04.2013 

Bekanntmachung des Wirtschaftsplanes 
2013 des AZV Weiße Elster - Hasselbach/
Thierbach
In der Sitzung am 18.02.2013 hat die Verbandsversammlung 
mit Beschluss Nr. 1/3/2013 den Wirtschaftsplan des AZV Weiße 
Elster - Hasselbach/Thierbach beschlossen. Mit Schreiben vom 
09.04.2013 erging von der Kommunalaufsicht des Burgenland-
kreises zum Wirtschaftsplan des AZV für das Jahr 2013 folgen-
der Bescheid:
1.	 Der im Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2013 veran-

schlagte Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahme 
für Investitionen in Höhe von 583.507,89 EUR wird gemäß  
§ 16 Abs. 1 GKG-LSA in Verbindung mit § 100 Abs. 2 GO 
LSA unter der Bedingung der Reduzierung um 353.095,43 
EUR somit in Höhe von 230.412,46 EUR genehmigt.

2.	 Die Genehmigung des Kreditbetrages wird wirksam durch 
einen Beitrittsbeschluss der Verbandsversammlung des AZV 
Weiße Elster - Hasselbach/Thierbach, welcher dem Burgen-
landkreis als Kommunalaufsichtsbehörde bis spätestens 
15.05.2013 anzuzeigen ist.

In der Sitzung am 22.04.2013 ist die Verbandsversammlung mit 
Beschluss Nr. 2/4/2013 den Bedingungen der Kommunalauf-
sicht des Burgenlandkreises beigetreten.

§ 1

Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2013 des Abwasserzweckver-
bandes Weiße Elster -Hasselbach/Thierbach setzt sich wie folgt 
zusammen:
Erfolgsplan
Erträge 	 2.976.447,10 EUR
Aufwendungen 	 2.879.056,12 EUR
Jahresgewinn 	      97.390,98 EUR
Jahresverlust
Vermögensplan
Einnahmen 	 2.987.445,01 EUR
Ausgaben 	 2.987.445,01 EUR

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen wird 
auf 583.507,89 EUR festgesetzt.

§ 3

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, der im Geschäftsjahr 2013 
zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genom-
men werden darf, wird auf 2.000.000,00 EUR festgesetzt.

Abwasserzweckverband Weiße Elster - Hasselbach/Thierbach
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§ 4

Zur Deckung seines Finanzbedarfs erhebt der AZV von seinen 
Mitgliedsgemeinden eine Umlage in Höhe von 419.755,88 EUR.
Diese betrifft im Wesentlichen solche Kosten, die nicht über Ge-
bühren refinanziert werden dürfen, beziehungsweise solche, die 
derzeit nicht gebührenfähig sind.
Es ergibt sich folgender tragender Anteil an der Verbandsumlage 
(Regenwasser):
Gemeinde Elsteraue � 184.602,73 EUR
davon Zinsen:� 48.689,73 EUR
davon sonstige Aufwendungen:� 135.913,00 EUR
Verbandsgemeinde Droyßiger-Zeitzer Forst � 126.310,03 EUR
davon Zinsen: � 15.938,03 EUR
davon sonstige Aufwendungen: � 110.372,00 EUR
Wegen der geltenden Billigkeitsregelung für übergroße Wohn-
grundstücke erhebt der AZV eine spezielle Umlage. Diese be-
trägt für den Bereich der
Gemeinde Elsteraue � 21.296,00 EUR
Verbandsgemeinde Droyßiger-Zeitzer Forst � 44.000,00 EUR
Die Tilgungszuschüsse der Gemeinden für Regenwasserdarle-
hen betragen für den 
Bereich der
Gemeinde Elsteraue� 36.512,76 EUR
Verbandsgemeinde Droyßiger-Zeitzer Forst 	 � 7.034,36 EUR
Damit entfällt folgende Umlage auf die Mitgliedsgemeinden:
Gemeinde	 Umlagebetrag
________________________________________________________
Gemeinde Elsteraue 	 242.411,49 EUR
________________________________________________________
Verbandsgemeinde Droyßiger-Zeitzer Forst	177.344,39 EUR
________________________________________________________
Summe	 419.755,88 EUR
________________________________________________________

Der Wirtschaftsplan tritt rückwirkend zum 01. Januar 2013 in 
Kraft.
Der Wirtschaftsplan 2013 liegt vom 01.07.2013 bis 19.07.2013 
in der Geschäftsstelle des AZV Weiße Elster Hasselbach/Thier-
bach, Dr.-Engler-Straße 16 in 06729 Elsteraue in der Zeit
Montag, Mittwoch, Donnerstag	 8:00 Uhr - 16:00 Uhr
Dienstag	 8:00 Uhr - 18:00 Uhr
Freitag	 8:00 Uhr - 11:00 Uhr
zur Einsichtnahme aus.

Bekanntmachung Jahresabschluss 2009 des AZV 
Weiße Elster - Hasselbach/Thierbach

Der am 22.04.2013 beschlossene Jahresabschluss 2009 des 
AZV Weiße Elster - Hasselbach/Thierbach liegt vom 01.07.2013 
bis 19.07.2013 in der Geschäftsstelle des AZV Weiße Elster Has-
selbach/Thierbach, Dr.-Engler-Straße 16 in 06729 Elsteraue in 
der Zeit
Montag, Mittwoch, Donnerstag	 8:00 Uhr - 16:00 Uhr
Dienstag	 8:00 Uhr - 18:00 Uhr
Freitag	 8:00 Uhr - 11:00 Uhr
zur Einsichtnahme aus.

__________________________________________________

Burgenlandkreis	 Naumburg, 04. April 2013
Rechnungsprüfungsamt	 14-21

Feststellungsvermerk

Das Rechnungsprüfungsamt macht sich den Vorschlag des 
Wirtschaftsprüfers zu Eigen und bestätigt das Ergebnis der Jah-

resabschlussprüfung 2009 des Abwasserzweckverbandes 
Weiße Elster - Hasselbach / Thierbach durch nachstehenden 
uneingeschränkten Feststellungsvermerk:
Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer, am 05. Dezember 
2012 abgeschlossener Prüfung durch die mit der Prüfung des 
Jahresabschlusses 2009 beauftragte Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft BRV AG, Halle, die Buchführung und der Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2009 des Abwasserzweckverban-
des Weiße Elster - Hasselbach / Thierbach den gesetzlichen 
Vorschriften und der Verbandssatzung entsprechen.
Der Jahresabschluss vermittelt, unter Beachtung der Grundsät-
ze ordnungsgemäßer Wirtschaftsführung, ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragssituation des Unternehmens.
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss.
Ohne den Feststellungsvermerk einzuschränken, ergeht folgen-
der Hinweis:
Die Bilanz des Jahresabschlusses 2009 des AZV Weiße Elster 
- Hasselbach / Thierbach weist ein negatives Eigenkapital von 
377.969,45 € aus. In diesem Zusammenhang ist § 13 EigBG LSA 
zu beachten.

Satzung des Abwasserzweckverbandes 
Weiße Elster-Hasselbach/Thierbach

über den vollständigen oder teilweisen Ausschluss 
von Abwasser aus der Abwasserbeseitigungspflicht 
gemäß § 78 Absatz 6 Satz 1 Wassergesetz LSA (WG LSA) 
(Freistellungssatzung)

Präambel

Gemäß § 78 Absatz 6 des Wassergesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 (GVBl. LSA 2011, S.492) 
in Verbindung mit den §§ 6 und 8 der Gemeindeordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 10.08.2009 (GVBl. LSA 
2009, S. 383), beides in der zur Zeit geltenden Fassung, sowie 
dem Abwasserbeseitigungskonzept des AZV Weiße Elster-Has-
selbach/Thierbach, genehmigt durch den Burgenlandkreis mit 
Prüfbescheid vom 08.01.2013, hat die Verbandsversammlung 
des AZV Weiße Elster-Hasselbach/Thierbach in der Sitzung am 
18.02.2013 folgende Satzung beschlossen:

§ 1  
Allgemeines

(1) Der AZV Weiße Elster- Hasselbach/Thierbach betreibt als 
Aufgabenträger der Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der je-
weils gütigen Satzung über die Abwasserbeseitigung (Schmutz-
wasserbeseitigungssatzung) in seinem Verbandsgebiet eine 
rechtlich jeweils selbständige öffentliche Einrichtung zur
a)	 zentralen Schmutzwasserbeseitigung,
b)	 zentralen Niederschlagswasserbeseitigung,
c)	 dezentralen Schmutzwasserbeseitigung aus Kleinkläranlagen,
d)	 dezentralen Schmutzwasserbeseitigung aus abflusslosen 

Sammelgruben.
(2) Der AZV Weiße Elster-Hasselbach/Thierbach ist berechtigt, 
nach Maßgabe des § 78 Absatz 6 WG LSA, Abwasser aus seiner 
Abwasserbeseitigungspflicht ganz oder teilweise auszuschlie-
ßen, wenn
1.	 das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht zusam-

men mit dem in Haushaltungen anfallenden Abwasser besei-
tigt werden kann,
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2.	 eine Übernahme des Abwassers wegen technischer Schwie-
rigkeiten, wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwandes 
oder aufgrund der Siedlungsstruktur nicht angezeigt ist oder 

3.	 dies aus anderen Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses geboten ist und eine gesonderte Beseitigung des 
Abwassers das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt.

(3) Die Aufgabe zur Übernahme und Beseitigung des in abfluss-
losen Gruben gesammelten Abwassers und des in Kleinkläran-
lagen (biologische KKA, Absetz- und Ausfaulgruben) anfallen-
den Schlamms sowie die Überwachung der Selbstüberwachung 
und Wartung von Kleinkläranlagen kann nicht ausgeschlossen 
werden.

§ 2 
Ausschluss der Abwasserbeseitigungspflicht für Teile 
des Entsorgungsgebietes

(1) Die in der Anlage 1, die Bestandteil dieser Satzung ist, auf-
geführten Grundstücke laut dem Abwasserbeseitigungskonzept 
vom 08.01.2013 werden von der Abwasserbeseitigungspflicht 
ausgeschlossen. Bei Einleitung in einen Bürgermeisterkanal um-
fasst der Ausschluss von der Abwasserbeseitigungspflicht nur 
die Abwasserbehandlung. Der Ausschluss bezieht sich gem. § 
78 Abs. 6 WG LSA nicht auf die Übernahme und Beseitigung 
des in Kleinkläranlagen (biologische KKA, Absetz- und Ausfaul-
gruben) anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben 
gesammelten Abwassers und auch nicht auf die Überwachung 
der Selbstüberwachung und Wartung von Kleinkläranlagen.
(2) Die in der Anlage 2, die Bestandteil dieser Satzung ist, aufge-
führten Grundstücke, die innerhalb der nächsten 4 Jahre nach 
Ziffer 2 des Abwasserbeseitigungskonzeptes des AZV Weiße 
Elster-Hasselbach/Thierbach vom 08.01.2013 an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen werden sollen, 
werden bis zur Möglichkeit eines zentralen, leitungsgebunde-
nen Anschlusses von der Abwasserbeseitigungspflicht ausge-
schlossen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
(3) Ergeben sich aus den Anlagen widersprüchliche Angaben zur 
Grundstückslage ist die Angabe des Flurstücks maßgebend.
(4) Mit dem Ausschluss des AZV von der Abwasserbeseiti-
gungspflicht ist im Umfange des Ausschlusses derjenige zur 
Beseitigung des Abwassers verpflichtet, bei dem es anfällt (Nut-
zungsberechtigter).

§ 3 
Wirksamkeit des Ausschlusses

Der Ausschluss wird wirksam mit Inkrafttreten der Satzung.

§ 4 
Fortbestand alter Rechte

Freistellungsgenehmigungen, die bis zum Inkrafttreten des 4. 
Gesetzes zur Änderung des WG LSA vom 12.04.2005 in Be-
standskraft erwachsen sind, gelten fort. Die hiervon betroffenen 
Grundstücke sind in der Anlage 3, welche Bestandteil dieser 
Satzung ist, aufgeführt.

§ 5 
Aufhebung des Ausschlusses

(1) Der AZV Weiße Elster - Hasselbach/Thierbach kann durch 
Satzung den Ausschluss des Abwassers aus seiner Abwas-
serbeseitigungspflicht wieder aufheben. Liegt ein Grundstück 
in einem Gebiet, für dass das Abwasserbeseitigungskonzept 
des AZV den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage 
innerhalb der nächsten 4 Jahre nicht vorsieht, so ist der AZV 
gehindert, vor Ablauf von 15 Jahren, gerechnet ab dem Datum 
der Genehmigung des Abwasserbeseitigungskonzepts, den An-
schluss des Grundstücks an eine öffentliche Abwasseranlage 
und deren Benutzung vorzuschreiben. Weiteren Bestandsschutz 
gewährt diese Satzung nicht.
(2) Die Aufhebung des Ausschlusses erfolgt durch Änderung der 
Satzungsanlagen. Er wird wirksam mit Inkrafttreten der Ände-
rungssatzung.

§ 6 
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.
Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung treten folgende Satzungen 
außer Kraft:
·	 Satzung der Gemeinde Elsteraue vom 15.02.2008 über den 

vollständigen oder teilweisen Ausschluss von Abwasser aus 
der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde Elsteraue 
gemäß § 151 Abs. 5 Satz 1 WG LSA

·	 Freistellungssatzung des AZV Hasselbach/Thierbach vom 
14.03.2008

·	 Freistellungssatzung der Gemeinde Bröckau vom 27.11.2008
·	 Freistellungssatzung der Gemeinde Wittgendorf vom 

26.11.2008
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5. Änderungssatzung der Neufassung  
der Verbandssatzung

des Abwasserzweckverbandes Weiße Elster-Hassel-
bach/Thierbach

Auf der Grundlage der §§ 2, 6, 7, 8, 9 und 14 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG - LSA), neu gefasst 
und bekannt gemacht am 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes zur Neuord-
nung des Landesbeamtenrechts vom 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 
648), §§ 151, 157, 157b des Wassergesetzes des Landes Sach-
sen- Anhalt (WG - LSA) vom 21.04.1998 (GVBl. LSA S. 186), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.4.2006 (GVBl. 
LSA S. 248), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
17.02.2010 (GVBl. LSA S. 69) und den §§ 6, 8, 44 und 91 der 
Gemeindeordnung für das Land Sachsen - Anhalt (GO - LSA) 
vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Zweiten Begleitgesetzes zur Gemeindegebietsreform 
vom 08.07.2010 (GVBl. LSA S. 406) hat die Verbandsversamm-
lung des Abwasserzweckverbandes Weiße Elster- Hasselbach/ 
Thierbach in ihrer Verbandsversammlung am 22.04.2013 die 
nachfolgende 5. Änderung ihrer Verbandssatzung beschlossen:

Artikel 1

§ 7 Absatz 1 wird ersatzlos gestrichen. Die bisherigen Absätze 2 
und 3 werden daher zu den Absätzen 1 und 2.

Artikel 2

Diese Satzungsänderung tritt am 01.07.2013 in Kraft.

Abwasserbeseitigungssatzung des  
Abwasserzweckverbandes  
„Weiße Elster-Hasselbach/Thierbach“
Aufgrund der §§ 6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. August 2009 
(GVBl. LSA S. 383), zuletzt geändert durch § 1 des Vierten Ge-
setzes zur Änderung der Gemeindeordnung vom 30.11.2011 
(GVBl. LSA S. 814); in Verbindung mit den §§ 9 und 16 des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG - LSA) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBl. 
LSA S. 81), zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 3 des Geset-
zes zur Neuregelung des Besoldungsrechts des Landes Sach-
sen- Anhalt vom 08.02.2011 (GVBl. LSA S. 68), in Verbindung 
mit §§ 78 ff. des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt 
(WG LSA) vom 16.03.2011 (GVBl. LSA S. 492), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung wasserrechtlicher 
Vorschriften vom 21.03.2013 (GVBI. LSA S. 116) und § 1 Absatz 
3 der Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes „Wei-
ße Elster- Hasselbach/ Thierbach“ hat die Verbandsversamm-
lung des Abwasserzweckverbandes „Weiße Elster-Hasselbach/ 
Thierbach“ in ihrer Sitzung vom 22.04.2013 nachfolgende Sat-
zung beschlossen.
Inhaltsübersicht 
I. Abschnitt - Abwasserbeseitigungseinrichtung
§ 1 	 Allgemeines
§ 2 	 Begriffsbestimmungen
II. Abschnitt - Anschluss und Benutzung bei leitungsgebun-
dener Abwasserbeseitigung - Allgemeine Bestimmungen
§ 3 	 Allgemeine Grundsätze
§ 4 	 Anschluss- und Benutzungsrecht,
	 Anschluss- und Benutzungszwang
§ 4a	 Schmutzwasser
§ 4b	 Niederschlagswasser
§ 4c	 Mischwasser
§ 4d	 Dezentrale Schmutzwasserbeseitigung
§ 5 	 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang
§ 5a	 Schmutzwasser
§ 5b	 Niederschlagswasser
§ 5c	 Mischwasser
§ 5d	 Dezentrale Schmutzwasserbeseitigung
§ 6 	 Sondervereinbarungen
§ 7 	 Grundstücksbenutzung
§ 8 	 Entwässerungsantrag/Entwässerungserlaubnis
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III. Abschnitt - Grundstücksanschlusskanäle und Grund-
stücksentwässerungsanlagen
§ 9 	 Grundstücksanschlusskanäle
§ 10 	 Grundstücksentwässerungsanlage
§ 11 	 Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage
§ 12 	 Stilllegung von Grundstücksentwässerungsanlagen
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I. Abschnitt: Abwasserbeseitigungseinrichtung

§ 1 
Allgemeines

(1) Der Abwasserzweckverband „Weiße Elster-Hasselbach/ 
Thierbach“ (AZV) betreibt zur Abwasserbeseitigung in seinem 
Entsorgungsgebiet nach dieser Satzung je eine rechtlich selb-
ständige Abwasseranlage als öffentliche Einrichtung zur
a)	 zentralen Schmutzwasserbeseitigung
b)	 Entsorgung von Kleinkläranlagen (KKA) einschließlich öffent-

licher Abflussleitungen zur Ableitung vorgeklärten Schmutz-
wassers

c)	 Entsorgung von abflusslosen Sammelgruben
d)	 zentralen Niederschlagswasserbeseitigung.
(2) Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kana-
lisations- und Abwasserbehandlungsanlagen im Trenn- und 
Mischsystem (zentrale Abwasseranlage), mittels Einrichtungen 
und Vorkehrungen zur Abfuhr und Behandlung von Abwasser 
einschließlich Fäkalschlamm (dezentrale Abwasseranlage) und 
Fortleitung vorgeklärten Abwassers mittels Altkanälen.
(3) Lage, Art und Umfang der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gungsanlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Anschaf-
fung, Erneuerung, Erweiterung, Verbesserung und Beseitigung 
(Stilllegung) bestimmt der AZV entsprechend den erschlie-
ßungs- und entsorgungsrechtlichen Notwendigkeiten und auf 
der Grundlage der dafür geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
im Rahmen seiner Möglichkeiten.
Ein Rechtsanspruch auf die Herstellung, Anschaffung, Erneue-
rung, Erweiterung, Verbesserung oder Beseitigung (Stilllegung) 
öffentlicher Abwasserbeseitigungsanlagen besteht nicht. Je-
des Grundstück erhält durch den AZV nur einen Mischwasser-
anschluss bzw. je einen Schmutzwasser- und einen Nieder-
schlagswasseranschluss.
(4) Zu den öffentlichen Einrichtungen des AZV im Sinne dieser 
Vorschrift gehören die öffentlichen Kanäle und Grundstücksan-
schlusskanäle, jedoch nicht die privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen.
(5) Die Abwasserbeseitigung kann von Anlagen Dritter erfolgen, 
die der AZV aufgrund einer Vereinbarung oder eines privatrecht-
lichen Vertrages in Anspruch nimmt.
(6) Der AZV nimmt die Abwasserbeseitigung teilweise durch 
Dritte vor. Er bedient sich hierzu der Eurawasser Aufbereitungs- 
und Entsorgungsgesellschaft Saale-Unstrut mbH, Leuna als 
kaufmännischer und technischer Betriebsführer.
(7) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in 

landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, einschließ-
lich Jauche und Gülle, das dazu bestimmt ist auf landwirt-
schaftliche, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 
aufgebracht zu werden. Nicht zum Aufbringen bestimmt ist ins-
besondere das menschliche Fäkalabwasser.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe fol-
gende Bedeutung:
1. 	 Grundstück:
	 Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das 

Grundstück im bürgerlich- rechtlichen Sinne. Besteht ein 
selbständiges Eigentum am Gebäude unabhängig vom Ei-
gentum am Grundstück, ist das Gebäude das Grundstück. 

2. 	 Grundstückseigentümer:
	 Grundstückseigentümer (Anschlussnehmer) sind die im 

Grundbuch eingetragenen Eigentümer oder deren Rechts-
nachfolger. Grundstückseigentümern stehen Erbbaube-
rechtigte, Wohnungseigentümer, Nießbraucher, ähnliche 
zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte sowie 
Inhaber von Nutzungsrechten im Sinne des §§ 287 bis 294 
und 312 bis 315 des Zivilgesetzbuches (ZGB) der DDR von 
19.06.1975 (GBI. I. Nr. 27 S. 465) gleich.

	 Von mehreren dinglichen Berechtigten ist jeder berechtigt 
und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. Fallen das 
Eigentum am Gebäude und das Eigentum am Grundstück 
auseinander, ist der Gebäudeeigentümer der Grundstücks-
eigentümer.

	 Dem Grundstückseigentümer gleichgestellt sind solche Per-
sonen, die das Grundstück tatsächlich in Besitz haben.

3.	 Abwassereinleiter:
	 Abwassereinleiter sind die unter Nr. 2 genannten Anschluss-

nehmer. Daneben sind Abwassereinleiter die Pächter, Mieter 
usw., die zur Ableitung von Abwässern, die auf dem Grund-
stück anfallen, berechtigt und verpflichtet sind sowie alle, 
die der Abwasserbeseitigungsanlage tatsächlich Abwasser 
zuführen.

4. 	 Abwasser:
	 ist Schmutz- und Niederschlagswasser.
5. 	 Schmutzwasser:
	 ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-

schaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder 
sonst in seiner Eigenschaft verändert ist. Als Schmutzwas-
ser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und 
Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüs-
sigkeiten.

6. 	 Niederschlagswasser:
	 ist Wasser das von Niederschlägen aus dem Bereich von 

bebauten oder befestigten Flächen abfließt und das sonst in 
die Kanalisation gelangende Wasser.

7. 	 Öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen:
	 Die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen, nachfolgend 

„Abwasserbeseitungsanlagen“ genannt, dienen dem Sam-
meln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen 
und Verrieseln der Abwässer sowie der Beseitigung des in 
Kleinkläranlagen anfallenden Fäkalschlamms und des in ab-
flusslosen Sammelgruben gesammelten Abwassers. Zu den 
Abwasserbeseitigungsanlagen gehören insbesondere:

-	 das Kanalnetz mit den Entwässerungskanälen (Haupt-, 
Neben- und Grundstücksanschlusskanälen, Leitungen für 
Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Trenn- oder 
Mischsystem),

- 	 alle Einrichtungen der Sonderentwässerungsverfahren 
(Druckentwässerung),

- 	 Schächte und Schachtbauwerke,
- 	 die vorhandenen Abwasserbehandlungsanlagen wie z.B. 

Orts-, Wohngebiets- oder Zentralkläranlagen,
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- 	 die Sonderbauwerke wie z.B. Pumpwerke,
-	 Regenrückhaltebecken.
a) 	 Entwässerungskanäle sind:
- 	 Schmutzwasserkanäle - sie dienen ausschließlich der	

Aufnahme und Ableitung von Schmutzwasser,
- 	 Mischwasserkanäle - sind zur Aufnahme und Ableitung 	

von Niederschlags- und Schmutzwasser bestimmt,
- 	 Altkanäle (Bürgermeisterkanäle) - sie dienen der Fortleitung 

vorgeklärten Abwassers aus Kleinkläranlagen.
b) 	 Grundstücksanschlusskanäle:
	 sind die Verbindungsleitungen
- 	 zwischen dem Entwässerungskanal und dem Revisions-

schacht, der grundsätzlich vom AZV bis zu einem Meter in 
das Grundstück hinein gesetzt wird,

c) 	 Revisionsschacht:
	 Der Revisionsschacht ist Teil der öffentlichen Einrichtung. Er 

dient zur Kontrolle der Abwässer und der Reinigung der pri-
vaten und öffentlichen Anlagen. Er ist der Übergangspunkt 
von der privaten Grundstücksentwässerungsanlage zur öf-
fentlichen Abwasserbeseitigungsanlage.

8. 	 Private Grundstücksentwässerungsanlagen:
	 - Eine private Grundstücksentwässerungsanlage, nachste-

hend „Grundstücksentwässerungsanlage“ genannt, ist eine 
Anlage die dem Sammeln, Behandeln und Ableiten sowie 
der Kontrolle des Abwassers auf dem privaten Grundstück 
dient. Zu den privaten Entwässerungsanlagen gehören: 

a)	 (teil- und vollbiologische) Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Sammelgruben

b)	 Grundstücksentwässerungsleitungen Grundstücksentwäs-
serungsleitungen sind die Verbindungsleitungen auf dem 
Grundstück bis zum Grundstücksanschlusskanal bzw. dem 
Entwässerungskanal oder dem Kontrollschacht, den Anla-
gen der Sonderentwässerungsverfahren oder der Grund-
stücksgrenze. Grenzt die Gebäudekante an die öffentliche 
Verkehrsfläche, so gibt es keine Grundstücksentwässe-
rungsleitung.

c)	 Messschacht
	 Der Messschacht ist eine private Einrichtung für die Men-

genmessung des Abwasserabflusses aus einem Grundstück 
sowie für die Entnahme von Abwasserproben.

d)	 Probenahmestelle
	 Die Probenahmestelle ist eine Einrichtung zur Kontrolle der 

Abwässer aus Grundstücksentwässerungsanlagen.
e)	 Hebeanlage
	 Die Hebeanlage ist ein Bestandteil der Grundstücksentwäs-

serungsanlage, um unter der Rückstauebene liegende Flä-
chen und Räume an die Entwässerungsanlage anzuschlie-
ßen.

f)	 Reinigungsöffnung
	 Die Reinigungsöffnung nach DIN 1986 ist eine Einrichtung 

in der Grundstücksentwässerungsanlage zur Kontrolle so-
wie zur Reinigung der Grundstücksentwässerungsleitung als 
auch des Grundstücksanschlusskanals.

9. 	 Rückstauebene:
	 Die Rückstauebene ist die Höhenlage, unterhalb derer Ent-

wässerungseinrichtungen auf den Grundstücken gegen 
Rückstau aus der Kanalisation zu sichern sind.

	 Als Rückstauebene gilt:
- 	 die Höhe der Straßenoberkante an der Anschlussstelle, so-

weit nicht im Einzelfall oder für einzelne Baugebiete eine an-
dere Ebene festgesetzt ist,

- 	 die vorhandene oder endgültig vorgesehene Straßenhöhe 
des ersten nach der Einleitstelle befindlichen Schachtes bei 
der Gefälleentwässerung und 

- 	 bei allen Sonderentwässerungsverfahren die Oberkante des 
Schachtes der Einrichtung zur Sammeln der Abwässer auf 
dem Grundstück.

II.  Abschnitt: Anschluss und Benutzung bei leitungs-
gebundener Abwasserbeseitigung - Allgemeine 
Bestimmungen

§ 3 
Allgemeine Grundsätze

(1) Die Entwässerung erfolgt in der Hauptsache durch Gefälle-, 
Druck- oder Vakuumleitungen.
(2) Bei Errichtung von neuen Wohn- und Gewerbegebieten sind 
grundsätzlich getrennte Leitungen für Schmutz- und Nieder-
schlagswasser vorzusehen.
(3) Wo ein natürliches Gefälle zu der öffentlichen Abwasseran-
lage nicht besteht, kann der AZV den Einbau und Betrieb von 
Pumpen oder anderen Hebeanlagen vom Grundstückseigentü-
mer verlangen. 
(4) Wenn wegen der Besonderheit des gewählten Entwässe-
rungssystems (Druckentwässerung) besondere Anlagen auf 
dem Grundstück erforderlich sind, bleibt der AZV Eigentümer 
dieser besonderen Anlagen.
(5) Der AZV legt auf der Grundlage einer Einleitungserlaubnis die 
Einleitstelle, die Trasse, die lichte Weite, das Gefälle sowie die 
Einbindeart und die Sohlhöhe des Grundstücksanschlusses an 
den öffentlichen Kanal fest. Die Materialart wird von dem AZV in 
Abhängigkeit von der Beschaffenheit des Abwassers bestimmt. 
Begründete Wünsche des Anschlussnehmers werden dabei 
nach Möglichkeit berücksichtigt.
(6) Bei Umstellung vom Mischwasserverfahren auf das Trenn-
verfahren oder umgekehrt hat der Anschlusspflichtige auf seine 
Kosten die Zuleitung des Abwassers von seinem Grundstück 
entsprechend zu ändern. Niederschlagswasser, Grundwasser, 
so auch Dränage Wasser, Wasser aus Grundwasserabsenkun-
gen und von Wärmepumpen darf nicht dem Schmutzwasser-
kanalnetz zugeführt werden. Über Ausnahmen in begründeten 
Einzelfällen entscheidet der AZV.

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht, 
Anschluss- und Benutzungszwang

§ 4a 
Schmutzwasser

(1) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt und verpflichtet, 
sein Grundstück nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald auf 
seinem Grundstück Schmutzwasser auf Dauer anfällt.
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf 
solche Grundstücke, die durch eine Schmutzwasserleitung 
erschlossen sind. Die Grundstückseigentümer können unbe-
schadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vor-
schriften nicht verlangen, dass eine neue Schmutzwasserleitung 
hergestellt oder eine bestehende Schmutzwasserleitung geän-
dert wird. Für welche Grundstücke eine neue Schmutzwasser-
leitung hergestellt oder eine bestehende Schmutzwasserleitung 
geändert wird, bestimmt der AZV nach pflichtgemäßem Ermes-
sen.
(3) Der AZV kann den Anschluss eines Grundstücks an die be-
stehende Schmutzwasserleitung versagen, wenn die Schmutz-
wasserbeseitigung wegen der Lage des Grundstücks oder aus 
sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert.
(4) Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den 
Fällen der Absätze (2) und (3), sofern der Grundstückseigen-
tümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zusam-
menhängenden Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen 
Sicherheit leistet.
(5) Der AZV kann das Benutzungsrecht in begründeten Einzelfäl-
len ausschließen oder einschränken.
(6) Dauernder Anfall von Schmutzwasser ist anzunehmen, so-
bald das Grundstück mit Gebäuden für den dauernden oder 
für den vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder für 
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gewerbliche oder industrielle Zwecke bebaut ist oder mit der 
Bebauung des Grundstücks begonnen wurde. 
(7) Die Verpflichtung nach § 4 a Abs. (1) richtet sich auf den 
Anschluss an die zentrale Schmutzwasseranlage, soweit die öf-
fentliche Kanalisationsanlage vor dem Grundstück betriebsbe-
reit ist, sonst auf Anschluss des Grundstücks an die dezentrale 
Abwasseranlage. 
(8) Besteht ein Anschluss über eine dezentrale Abwasseranla-
ge, kann der AZV den Anschluss an die zentrale Schmutzwas-
seranlage verlangen, sobald die Voraussetzungen des Abs. (7) 
nachträglich eintreten. Der Grundstückseigentümer erhält einen 
entsprechenden Bescheid des AZV mit der Aufforderung zum 
Anschluss seines Grundstücks an die zentrale Schmutzwasser-
anlage. Der Anschluss ist binnen drei Monaten nach Zugang der 
Mitteilung vorzunehmen. 
(9) Werden an einer Erschließungsstraße, in die später Entwäs-
serungskanäle eingebaut werden sollen, Neubauten errichtet, so 
sind auf Verlangen des AZV alle Einrichtungen für den künftigen 
Anschluss an die zentrale Schmutzwasseranlage vorzubereiten. 
(10) Der AZV kann auch, solange er noch nicht abwasserbe-
seitigungspflichtig ist, den Anschluss eines Grundstücks an 
die öffentliche Abwasseranlage anordnen (Ausübung des An-
schlusszwangs). Dies gilt insbesondere bezogen auf unbebaute 
Grundstücke, wenn Schmutzwasser anfällt. Der Grundstücksei-
gentümer hat den Anschluss innerhalb von drei Monaten nach 
Zugang des Bescheides des AZV über die Ausübung des An-
schlusszwangs vorzunehmen.
(11) Wenn und soweit ein Grundstück an eine öffentliche 
Schmutzwasseranlage angeschlossen ist, ist der Grundstücks-
eigentümer verpflichtet, alles anfallende Schmutzwasser - so-
fern nicht eine Einleitungsbeschränkung gemäß § 8 gilt - der 
öffentlichen Schmutzwasseranlage zuzuführen.
Kleinkläranlagen, abflusslose Sammelgruben u. ä. sind nach 
Anschluss an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage außer Betrieb zu nehmen, zu leeren, zu reinigen, 
zu beseitigen oder anderweitig (z. B. zur Aufnahme von Nieder-
schlagswasser) zu nutzen.

§ 4b 
Niederschlagswasser

(1) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt und verpflich-
tet, sein Grundstück an eine öffentliche Abwasseranlage anzu-
schließen.
(2) Der AZV kann hinsichtlich des Niederschlagswassers den 
Anschluss eines Grundstücks an eine öffentliche Abwasseran-
lage anordnen (Ausübung des Anschlusszwangs). Der Grund-
stückseigentümer hat den Anschluss innerhalb von drei Mona-
ten nach Zugang des Bescheides des AZV über die Ausübung 
des Anschlusszwangs vorzunehmen.
(3) Wenn und soweit ein Grundstück hinsichtlich des Nieder-
schlagswassers an eine öffentliche Abwasseranlage ange-
schlossen ist, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
sämtliches Niederschlagswasser, das auf bebauten und/oder 
befestigten Flächen anfällt, der öffentlichen Abwasseranlage zu-
zuführen, soweit es nicht als Brauchwasser Verwendung findet. 
Die Verwendung als Brauchwasser ist dem AZV zuvor schrift-
lich anzuzeigen. Es ist ein Mengenzähler für Brauchwasser zu 
installieren, sofern das Brauchwasser nach seiner Nutzung der 
öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage zugeführt wird.

§ 4c 
Mischwasser

Für das Anschluss- und Benutzungsrecht sowie den Anschluss- 
und Benutzungszwang für Mischwasser gelten entsprechend 
die Regelungen des § 4a in vollem Umfang.

§ 4d 
Dezentrale Schmutzwasserbeseitigung

Jeder Eigentümer eines im Satzungsgebiet liegenden Grund-
stücks ist berechtigt und verpflichtet, den auf seinem Grund-
stück anfallenden Fäkalschlamm und alles Abwasser aus 

abflusslosen Sammelgruben, wenn ein Einleiten in einen be-
triebsfertigen öffentlichen Kanal nicht möglich ist und keine 
öffentliche Kläranlage vorhanden ist, dem AZV zu übergeben. 
Letztgenannte Verpflichtung besteht auch für den Fall der Be-
freiung des Grundstückes (§ 78 Absätze 6 und 7 WG LSA). § 4a 
gilt entsprechend.

§ 5 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

§ 5a 
Schmutzwasser

(1) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für 
Schmutzwasser kann auf Antrag ausgesprochen werden,
a)	 soweit der AZV von der Schmutzwasserbeseitigungspflicht 

freigestellt ist oder
b)	 wenn der Anschluss des Grundstücks an die öffentliche 

Schmutzwasseranlage für den Grundstückseigentümer un-
ter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls 
unzumutbar ist. 

Der Antrag ist innerhalb von einem Monat nach Zugang der 
Aufforderung zum Anschluss- und Benutzungszwang schriftlich 
beim AZV zu stellen. Dem Antrag sind die Unterlagen beizufü-
gen, aus denen sich die Unzumutbarkeit ergibt. Wird die Be-
freiung ausgesprochen, besteht für das Grundstück die Ver-
pflichtung zum Anschluss und zur Benutzung der dezentralen 
Abwasseranlage. 
Für die Befreiungsanträge gilt § 8 Abs. (2) entsprechend.
Der AZV kann bei Bedarf Unterlagen nachfordern.
(2) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann 
unter Bedingungen, Auflagen, dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs und auf bestimmte Zeit ausgesprochen werden. 
Sie erlischt, sofern nach Abs. (1) Buchstabe a) befreit wurde, 
sobald der AZV hinsichtlich des freigestellten Grundstücks ab-
wasserbeseitigungspflichtig wird.

§ 5b 
Niederschlagswasser

(1) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für 
Niederschlagswasser kann auf Antrag ausgesprochen werden, 
wenn die private Niederschlagswasserbeseitigungsanlage das 
Niederschlagswasser schadlos beseitigt und der Befreiung was-
serwirtschaftliche Gründe nicht entgegenstehen. Dem Antrag 
sind die Unterlagen beizufügen, aus denen sich die Schadlosig-
keit der Beseitigung des Niederschlagswassers ergibt.
Für die Befreiungsanträge gilt § 8 Abs. (2) entsprechend. Eine 
Befreiung bei eigener Versickerung ist nur dann auszusprechen, 
wenn das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser 
dauerhaft und ganzjährig auf dem Grundstück selbst versickert 
werden kann. Dies muss auch für den Fall des Starknieder-
schlagsereignisses gewährleistet sein. Nachweispflichtig hierfür 
ist der Antragsteller.
Der AZV kann bei Bedarf entsprechende Fachunterlagen nach-
fordern.
(2) § 5 a Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. 

§ 5c 
Mischwasser

Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Misch-
wasser regelt sich sinngemäß entsprechend der Festlegungen 
des § 5a.

§ 5d 
Dezentrale Schmutzwasserbeseitigung

Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für ab-
flusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen ist ausgeschlos-
sen.
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§ 6 
Sondervereinbarungen

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung 
berechtigt oder verpflichtet, so kann der AZV durch schriftliche 
Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen.
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen 
dieser Satzung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Son-
dervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies 
sachgerecht ist.

§ 7 
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer, der Anschlussnehmer ist, hat 
zum Zwecke der Abwasserentsorgung das Verlegen, Verändern 
und Instandsetzen von öffentlichen Abwasserbeseitigungsanla-
gen zur Durch- und Ableitung von Abwasser über sein Grund-
stück, sowie erforderliche Schutzmaßnahmen - gegen Entschä-
digung - zuzulassen.
Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke,
-	 die an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen sind 

oder
-	 die im Zuge der Erschließung an die Abwasserbeseitigungs-

anlage angeschlossen werden oder
-	 die vom Grundstückseigentümer im wirtschaftlichen Zusam-

menhang mit der Abwasserbeseitigung genutzt werden oder
-	 für die die Möglichkeit der Abwasserentsorgung sonst wirt-

schaftlich vorteilhaft ist.
Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme des Grundstückes den 
Grundstückseigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde.
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Um-
fang der beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstückes zu 
benachrichtigen.
(3) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege 
und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfest-
stellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Ver-
kehrsflächen bestimmt sind.

§ 8 
Entwässerungsantrag/Entwässerungserlaubnis

(1) Abwässer, die unter die Verordnung über Anforderungen an 
das Einleiten von Abwässern in Gewässer (Abwasserverordnung 
- AbwV) vom 21.03.1997 (BGBl. I S. 566) in der zur Zeit gelten-
den Fassung fallen, dürfen nur mit Erlaubnis in die Abwasser-
beseitigungsanlage eingeleitet werden. Sollen sonstige Wässer, 
die kein Abwasser sind, in die Abwasserbeseitigungsanlage ein-
geleitet werden, bedarf es ebenfalls einer Erlaubnis.
Die Erlaubnis ist schriftlich mindestens einen Monat vor dem ge-
planten Nutzungsbeginn durch den Abwassereinleiter beim AZV 
zu beantragen. Die Rücknahme eines gestellten Antrages bedarf 
der Schriftform.
Die Nutzung darf erst nach Vorliegen der Erlaubnis erfolgen. Sie 
kann widerruflich und befristet erteilt werden.
(2) Den Anschluss des Grundstückes an die Abwasserbeseiti-
gungsanlage, jede Änderung der Grundstücksentwässerungs-
leitung, des Kontrollschachtes, der Abwasserbeschaffenheit 
und -menge, die Herstellung, Änderung, Erweiterung, Erneu-
erung und evtl. Beseitigung (Stilllegung) der Grundstücksent-
wässerungsanlage, den jeweiligen Anschluss von Gebäuden 
auf dem Grundstück sowie die Benutzung der Abwasserbesei-
tigungsanlage hat der Abwassereinleiter beim AZV schriftlich 
in Form eines Entwässerungsantrages anzuzeigen. Der AZV ist 
berechtigt, Ergänzungen zu den Unterlagen und Sonderzeich-
nungen zu verlangen. Er kann auch eine Nachprüfung durch 
Sachverständige verlangen. Der Entwässerungsantrag wird vom 
AZV kostenfrei zur Verfügung gestellt. Die Verwendung des Ent-
wässerungsantragsformulars wird hiermit angeordnet.
(3) Bei bereits auf dem Grundstück vorhandenen Betrieben kann 
der AZV Ergänzungen zu den Antragsunterlagen und Sonder-
zeichnungen, Abwasseruntersuchungsergebnisse und andere 
Nachweise verlangen oder eine Nachprüfung durch Sachver-

ständige fordern, wenn er dies aus sachlichen Gründen für not-
wendig hält.
(4) Bei baugenehmigungspflichtigen Bauten ist der Antrag ge-
meinsam mit dem Bauantrag einzureichen.
(5) Verlangt der AZV zur Entscheidungsfindung über den Ent-
wässerungsantrag aus sachgerechten Gründen eine Untersu-
chung der Abwasserbeschaffenheit sowie die Begutachtung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen durch Sachverständige, 
hat der Antragsteller die dafür anfallenden Kosten zu tragen.
(6) Die erteilte Erlaubnis erlischt, wenn nicht innerhalb von zwei 
Jahren nach Zugang beim Antragsteller mit der Ausführung der 
Arbeiten begonnen, wenn eine begonnene Ausführung nicht 
spätestens ein Jahr nach der ersten Einstellung der Arbeiten 
endgültig zu Ende geführt oder wenn die Ausführung zwei Jahre 
unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf schriftlichen Antrag 
einmalig um höchstens zwei Jahre verlängert werden.
(7) Ist das Grundstück bereits bebaut bzw. fallen Abwässer auf 
dem Grundstück an, so kann der AZV bei Nichtstellung des Ent-
wässerungsantrages durch den Grundstückseigentümer den 
Anschluss des Grundstückes an die Abwasserbeseitigungsan-
lage anordnen, im weiteren im Zuge der Ersatzvornahme den 
Anschluss auf Kosten des Grundstückseigentümers herstellen 
lassen, die Benutzung der Abwasserbeseitigungsanlage an-
ordnen und die nach dieser Satzung erforderlichen Auflagen 
erteilen. Die Erlaubnis zum Anschluss des Grundstückes und 
zur Benutzung der Abwasserbeseitigungsanlage gilt mit dieser 
Handlung des AZV als erteilt.
(8) Die für die Herstellung, Erneuerung, Verbesserung und Be-
seitigung von Anschlüssen an die Abwasserbeseitigungsanla-
ge geltenden bauordnungsrechtlichen, wasserrechtlichen und 
immissonsrechtlichen Bestimmungen werden durch diese Sat-
zung nicht berührt.
(9) Wenn Art, Menge, Verschmutzungsgrad oder Schlammanteil 
der Abwässer sich nachhaltig ändern, hat der Anschlussnehmer 
dies unaufgefordert dem AZV in Form des Entwässerungsantra-
ges anzuzeigen.

III. Abschnitt: Grundstücksanschlusskanäle und 
Grundstücksentwässerungsanlagen

§ 9 
Grundstücksanschlusskanäle

(1) Der AZV bestimmt für das anzuschließende Grundstück 
die Art, Lage, Sohlhöhe, Nennweite und die Trassenführung 
der Grundstücksanschlusskanäle. Er bestimmt auch, wo und 
an welchem öffentlichen Kanal anzuschließen ist. Begründete 
Wünsche der Grundstückseigentümer werden dabei nach Mög-
lichkeit berücksichtigt.
Die Grundstücksanschlusskanäle bis maximal 1 m ins Grund-
stück werden von dem AZV erstellt, erneuert, geändert und 
unterhalten. Die Kostenerstattung erfolgt entsprechend der 
„Beitrags-, Gebühren-, Grundstücksanschlusskosten- und Ab-
wasserabgabeabwälzungssatzung“ des AZV.
(2) Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an den 
öffentlichen Kanal angeschlossen oder anzuschließen ist, muss 
die Verlegung von Grundstücksanschlusskanälen, den Einbau 
von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen 
und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von 
Hinweisschildern dulden, soweit diese Maßnahmen für die ord-
nungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallen-
den Abwassers erforderlich sind.
(3) Die Nennweite des Grundstücksanschlusskanales muss min-
destens DN 150 betragen. Jedes Grundstück muss einen eige-
nen, unmittelbaren Anschluss an die öffentliche Abwasseranla-
ge haben. Die mittlere Tiefe des Anschlusskanals wird mit 1,2 m 
bis 1,6 m unter der Oberkante Straße in der der Entwässerungs-
kanal verläuft, festgelegt. Der Verband kann ausnahmsweise 
den Anschluss mehrerer Grundstücke an einen gemeinsamen 
Anschlusskanal zulassen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass 
die beteiligten Grundstückseigentümer die Verlegung, Unterhal-
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tung und Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlage auf 
dem jeweils fremden Grundstück durch Eintragung einer Bau-
last oder einer Dienstbarkeit gesichert haben.
(4) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, den Teil des 
Grundstücksanschlusskanales, der auf seinem Grundstück 
liegt, vor Beschädigung, insbesondere vor Einwirkung Dritter, 
vor Baumwurzeln und Grundwasser zu schützen. Er hat dem 
AZV jeden Schaden am Grundstücksanschlusskanal unverzüg-
lich anzuzeigen.
(5) Der AZV hat den Grundstücksanschlusskanal zu unterhalten 
und bei Verstopfungen zu reinigen. Die Kosten trägt der Grund-
stückseigentümer, wenn die Reinigung und die Unterhaltung 
durch sein Verschulden erforderlich geworden sind.
(6) Der Grundstückseigentümer darf den Grundstücksan-
schlusskanal nicht verändern oder verändern lassen.
(7) Es werden nur Räume entwässert, die oberhalb der Rück-
stauebene liegen. Alle darunter liegenden Räume sind mit Hebe-
anlagen zu entwässern. Die Kosten für den Einbau und Betrieb 
einer entsprechenden Anlage hat der Grundstückseigentümer 
zu tragen. Eine Minderung der Kanalbaubeiträge sowie der 
laufenden Benutzungsgebühren kann für ein nicht vorhande-
nes oder nicht ausreichendes natürliches Gefälle nicht verlangt 
werden. Gleiches gilt für besondere Anlagen im Sinne des § 3 
Absatz 3 dieser Satzung.
(8) Besteht die technische Möglichkeit des Anschlusses ohne 
Hebeanlage und wird dies gewünscht, so ist dies vom Grund-
stückseigentümer vor Baubeginn zu beantragen. Vor Bauaus-
führung ist eine gemeinsame schriftliche Vereinbarung mit dem 
Abwasserzweckverband zu treffen. Dadurch entstehende zu-
sätzliche Kosten trägt der Grundstückseigentümer.

§ 10 
Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Der Grundstückseigentümer hat auf seine Kosten die (priva-
te) Grundstücksentwässerungsanlage entsprechend den jewei-
ligen Erfordernissen herstellen, erneuern, ändern, unterhalten, 
reinigen und gegebenenfalls beseitigen (stilllegen) zu lassen.
Die Arbeiten sind fachgerecht nach DIN 1986 und EN 752 durch-
zuführen. Insbesondere bei Bau, Betrieb und Überwachung von 
abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen ist nach den aner-
kannten Regeln der Technik gem. DIN EN 12056 und DIN 4261 
zu verfahren. Dem AZV ist der Nachweis über die durchgeführte 
Dichtheitsprüfung entsprechend den Anforderungen des Ge-
wässerschutzes vorzulegen.
(2) Die Fertigstellung der Grundstücksentwässerungsanlage 
sowie anderer genehmigungspflichtiger Arbeiten an diesen 
Anlagen auf dem Grundstück ist dem AZV durch den Grund-
stückseigentümer unverzüglich mitzuteilen, damit der AZV diese 
Arbeiten überprüfen kann.
(3) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer 
Prüfung durch den AZV in Betrieb genommen werden.
Die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage ist eine Si-
cherheitsmaßnahme im Interesse der anderen Abwasserein-
leiter, der Abwasserbeseitigungsanlage und der Umwelt. Bis 
zur Prüfung dürfen alle zur Grundstücksentwässerungsanlage 
gehörenden Teile, z. B. Rohrgräben nicht verfüllt werden. Über 
das Prüfungsergebnis der Inbetriebnahme wird ein Prüfproto-
koll angefertigt, soweit das Prüfergebnis die Inbetriebnahme der 
Anlage erlaubt. Werden bei der Prüfung Mängel festgestellt, so 
sind diese innerhalb einer durch den AZV gesetzten Frist zu be-
seitigen. Das Prüfprotokoll befreit den Grundstückseigentümer 
nicht von seiner Haftung für den ordnungsgemäßen Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlage.
Für die Prüfung gelten folgende Bestimmungen:
1.	 Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage müssen 

sichtbar und gut zugänglich sein.
2.	 Die Prüfung der Anlage durch den AZV befreit den ausführenden 

Unternehmer nicht von seiner zivilrechtliche Verpflichtung für die 
fehlerfreie und vorschriftsmäßige Ausführung der ihm übertrage-
nen Arbeiten; für fehlerhafte und unvorschriftsmäßig ausgeführte 
Arbeiten; der AZV übernimmt für diese keine Haftung. 

3.	 Der AZV ist berechtigt, die fertig gestellte Entwässerungsan-
lage einer Druckprobe zu unterziehen oder eine Kontrolle mit 
optischen Geräten durchzuführen. Der Grundstückseigentü-
mer hat zum festgesetzten Zeitpunkt nach Anweisung des 
AZV die nötigen Vorbereitungen zu treffen. Die Kosten der 
Leitungskontrolle gehen zu Lasten des Grundstückseigen-
tümers, sofern sich hierbei Mängel an der Entwässerungs-
anlage herausstellen. Wird eine Leitungskontrolle auf Antrag 
des Grundstückseigentümers durchgeführt, so hat dieser die 
Kosten hierfür zu tragen.

(4) Für die Erweiterung, Erneuerung und Änderung der Grund-
stücksentwässerungsanlage gilt Absatz 3 Ziffern 1-3 entspre-
chend.
(5) Der Grundstückseigentümer hat die Grundstücksentwässe-
rungsanlage zu unterhalten und bei Verstopfung zu reinigen. Der 
Grundstückseigentümer hat die Kosten für die Reinigung des 
Grundstücksanschlusskanals zu erstatten, wenn die Reinigung 
durch sein Verschulden erforderlich geworden ist.
(6) Besteht zum öffentlichen Kanal kein natürliches Gefälle, so 
kann der AZV vom Grundstückseigentümer den Einbau und Be-
trieb einer Hebeanlage auf Kosten des Grundstückseigentümers 
zur ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks verlan-
gen. Dies gilt auch für besondere Anlagen im Sinne des § 3 Ab-
satz 3 dieser Satzung.

§ 11 
Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Der AZV ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsanla-
ge zu überprüfen.
(2) Zu diesem Zweck ist den Beauftragten des AZV, die sich un-
aufgefordert auszuweisen haben, zu allen Teilen der Anlagen Zu-
tritt zu gewähren. Sie dürfen Wohnungen nur mit Einwilligung des 
Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume nur in den Zeiten 
betreten, in denen sie normalerweise für die jeweilige geschäftli-
che oder betriebliche Nutzung offen stehen. Grundstückseigen-
tümer sind verpflichtet, die Ermittlungen und Überprüfungen zu 
dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung 
des Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge 
zu gewähren und die sonst erforderlichen Auskünfte zu erteilen.
Die Grundstückseigentümer werden über die geplante Überprü-
fung vorher verständigt, sofern nicht Gefahr im Verzug besteht.
(3) Der Grundstückseigentümer ist nach Fertigstellung der An-
lage verpflichtet, dem AZV unaufgefordert einen Nachweis da-
rüber zu erbringen, dass die Anlage regelmäßig gewartet wird, 
sofern die bauaufsichtliche Zulassung der Anlage eine solche 
Wartung erfordert. Desgleichen ist der regelmäßig zu erstellende 
Wartungsbericht unaufgefordert dem AZV vorzulegen.
(4) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbeson-
dere Vorbehandlungsanlagen, Rückstauverschlüsse sowie Ab-
wasserbehandlungsanlagen müssen stets frei zugänglich sein.
(5) Die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Grund-
stücksentwässerungsanlagen haben sich stets in einem Zu-
stand zu befinden, der Störungen anderer Einleiter und Beein-
trächtigungen des öffentlichen Kanals ausschließt. 

§ 12 
Stilllegung von Grundstücksentwässerungsanlagen

(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben sind mit 
einer Frist von 3 Monaten außer Betrieb zu setzen, sobald ein 
Grundstück an den öffentlichen Kanal angeschlossen werden 
kann oder sobald die Abwässer der Abwasseranlage zugeführt 
werden können, spätestens jedoch 3 Monate nach Ausspruch 
des Anschlusszwanges. 
Sonstige Grundstücksentwässerungseinrichtungen sind, wenn 
sie den Bestimmungen des § 10 widersprechen, in dem Um-
fang außer Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück an die 
Verbandsanlage anzuschließen ist. Der tatsächliche Anschluss 
an die Verbandsanlagen und die Stilllegung ist dem AZV schrift-
lich anzuzeigen.
(2) Stillgelegte Anlagen sind zu entleeren und zu reinigen. Die Kosten 
der Stilllegung und Reinigung trägt der Grundstückseigentümer.
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§ 13 
Betrieb der Vorbehandlungsanlagen

(1) Fallen auf einem Grundstück Abwässer mit Rückständen von 
Benzin, Ölen, Fetten, Stärken, usw. an, sind vor der Einleitung in 
die Abwasserbeseitigungsanlage vom Grundstückseigentümer 
Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe nach dem Stand 
der Technik (Abscheide- und/oder Spaltanlagen) einzubauen, zu 
betreiben, zu unterhalten und, falls erforderlich, zu erneuern.
(2) Art und Einbau der Vorrichtungen bestimmt die zuständige 
Behörde.
(3) Der Grundstückseigentümer ist zur Entleerung, Reinigung 
und regelmäßigen Kontrolle verpflichtet. Das Abscheidegut ist 
von einem dafür zugelassenem Unternehmen zu entsorgen. Der 
Grundstückseigentümer ist für jeden Schaden haftbar, der durch 
eine verabsäumte Entleerung oder Reinigung des Abscheiders 
entsteht.
(4) Der Grundstückseigentümer hat dem AZV unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen, wenn Abscheideanlagen nicht mehr be-
nötigt oder zum Zweck der Erneuerung und Unterhaltung vorü-
bergehend außer Betrieb genommen werden sollen.
(5) Der AZV ist berechtigt, vom Grundstückseigentümer zu ver-
langen, dass Anlagen mit unzulänglicher Vorbehandlungsleis-
tung unverzüglich dem Stand der Technik anzupassen sind.
(6) Der AZV kann vom Grundstückseigentümer verlangen, dass 
eine Person bestimmt und dem AZV schriftlich bekannt wird, 
die für die Wartung und den Betrieb der Vorbehandlungsanlage 
verantwortlich ist.
(7) Der Betreiber solcher Anlagen hat durch Eigenkontrolle zu 
gewährleisten, dass die Einleitungswerte gemäß Anlage 1 für 
vorbehandeltes Abwasser eingehalten werden und die in dieser 
Satzung von der Einleitung ausgenommenen Stoffe nicht in die 
öffentliche Abwasseranlage gelangen. Über die Eigenkontrolle 
ist ein Betriebstagebuch zu führen, das dem AZV auf Verlangen 
vorzulegen ist. 

§ 14 
Ausgeschlossene Grundstücke

(1) Sind Grundstücke auf der Grundlage des § 78 Absätze 6 und 
7 WG LSA und einer entsprechenden Befreiungssatzung aus der 
Abwasserbeseitigungspflicht des AZV ausgeschlossen worden, 
so ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach Maßgabe 
der Auflagen der Unteren Wasserbehörde auf eigene Kosten 
eine Abwasserreinigungsanlage zu errichten. Die Errichtung ist 
dem AZV schriftlich anzuzeigen. Eine bautechnische Abnahme 
der Anlage hat zusammen mit dem AZV zu erfolgen. Die tech-
nischen Daten der Anlage sind hierbei dem AZV zu übergeben.
(2) Der Grundstückseigentümer ist nach Fertigstellung der Anla-
ge verpflichtet, dem AZV unaufgefordert einen Nachweis darü-
ber zu erbringen, dass die Anlage regelmäßig gewartet wird, so-
fern die bautechnischen Betriebsbestimmungen (zu denen auch 
die bauaufsichtliche Zulassung gehört) der Anlage eine solche 
Wartung erfordern. Desgleichen ist der regelmäßig zu erstellen-
de Wartungsbericht unaufgefordert dem AZV vorzulegen.

§ 15 
Sicherung gegen Rückstau

(1) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasserbe-
seitigungsanlage in die angeschlossenen Grundstücke hat sich 
der Grundstückseigentümer selbst zu schützen.
Der AZV haftet nicht für Schäden durch Rückstau.
(2) Die vom AZV für die Grundstücke festgesetzten Anschluss-
höhen sind Mindesthöhen, die nicht unterschritten werden dür-
fen. Dem Grundstückseigentümer obliegt es daher, sich auch 
über die vom AZV angegebenen Mindesthöhen für ungeschützte 
Abläufe hinaus gegen möglichen Rückstau selbst zu schützen.
(3) Unter dem Rückstau liegende Räume, Schächte und 
Schmutzwasserabläufe müssen nach den technischen Bestim-
mungen für den Bau von Grundstücksentwässerungsanlagen 
gemäß DIN 1986 gegen Rückstau gesichert sein.
(4) Wo die Absperrvorrichtungen nicht dauernd geschlossen 

sein können oder die angrenzenden Räume unbedingt gegen 
Rückstau geschützt werden müssen, z.B. Wohnungen, gewerb-
liche Räume, Lagerräume für Lebensmittel oder andere wert-
volle Güter, sollte das Schmutzwasser mit einer automatisch 
arbeitenden Abwasserhebeanlage bis über die Rückstauebene 
gehoben und dann in die öffentliche Abwasserbeseitigungsan-
lage eingeleitet werden.

§ 16 
Einleitungsbedingungen

(1) Für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen gelten 
die in Abs. 2 - 13 und Anlage 1 geregelten Einleitungsbedingun-
gen.
(2) Alle Abwässer dürfen nur über die Grundstücksentwässe-
rungsanlage eingeleitet werden.
(3) Im Verbandsgebiet darf Niederschlagswasser, Grund- 
oder Dränwasser sowie unbelastetes Kühlwasser nicht in den 
Schmutzwasserkanal eingeleitet werden. Schmutzwasser darf 
nur in den Schmutzwasserkanal eingeleitet werden. Nieder-
schlagswasser darf nur in den Niederschlagswasserkanal oder 
den Mischkanal eingeleitet werden.
(4) In die Abwasserbeseitigungsanlage darf Abwasser nicht ein-
geleitet werden, wenn dadurch
1.	 das an und in der Abwasserbeseitigungsanlage beschäftig-

te Personal gefährdet oder deren Gesundheit beeinträchtigt 
wird,

2.	 die Einrichtungen der Abwasserbeseitigungsanlage in ihrem 
Bestand oder Betrieb nachteilig beeinflusst werden können, 
dies gilt auch für die biologischen Vorgänge in der Abwas-
seranlage,

3.	 die Vorfluter über das zulässige Maß hinaus belastet oder 
sonst nachhaltig verändert werden können,

4.	 die Klärschlammbehandlung und -verwertung erschwert 
werden kann oder

5.	 sonstige schädliche Umwelteinwirkungen erfolgen.
Sind derartige Gefährdungen oder Beeinträchtigungen zu be-
fürchten, kann der AZV die Einleitung des Abwassers in die 
Abwasserbeseitigungsanlage untersagen oder von einer Vorbe-
handlung an der Anfallstelle oder von anderen geeigneten Maß-
nahmen abhängig machen.
In die Abwasserbeseitigungsanlage darf nur frisches bzw. in zu-
lässiger Form vorbehandeltes Abwasser eingeleitet werden.
(5) Von der Einleitung und dem Einbringen in die Abwasserbe-
seitigungsanlage sind ausgeschlossen:
1.	 feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ab-

lagerungen oder Verstopfungen in der Abwasserbesei-
tigungsanlage führen können, z.B. Schutt, Asche, Glas, 
Schlacke, Müll, Sand, Kies, Textilien, festes Papier und 
Pappe, Küchenabfälle, Bioabfälle, Schlachtabfälle, Tre-
ber, Hefe, Kunststoffe, Kunstharze, Latex, Kieselgur, 
Kalkhydrat, Zement, Mörtel bzw. Abfälle jeder Art,

2.	 Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonsti-
gen Abwasserbehandlungsanlagen,

3.	 flüssige Stoffe, die in der Abwasserbehandlungsanlage 
erhärten oder Stoffe, die im Abwasser in der Abwasser-
behandlungsanlage abgeschieden werden und zu Ab-
flussbehinderungen führen können,

4.	 feuergefährliche und explosible Stoffe sowie Abwasser, 
aus dem explosive Gas-/Luftgemische entstehen kön-
nen, z.B. Mineralölprodukte, Lösungsmittel und ähnliche 
Stoffe, soweit die Grenzwerte nach Anlage 1 überschrit-
ten werden,

5.	 Mineralprodukte, z.B. von Schneid- und Bohrölen, Bitu-
men und Teer, sowie deren Emulsionen,

6.	 Abwasser, das wassergefährdende Stoffe und Stoffgrup-
pen enthält, z.B. Arsen, Blei, Cadmium, Chrom, Kupfer, 
Nickel, Quecksilber, adsorbierbare organisch gebundene 
Halogene (AOX), 1,1,1,1-Trichlorethan, Trichlorethen, Tet-
rachlorethen und Trichlorethan sowie freies Chlor, soweit 
die Grenzwerte nach Anlage 1 überschritten werden,
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7.	 Problemstoffe und -chemikalien enthaltendes Abwasser, 
z.B. solches mit Pflanzen- und Holzschutzmitteln, Lö-
sungsmitteln (z.B. Farbverdünner), Medikamenten und 
pharmazeutischen Produkten, infektiöse Stoffe, Beizmit-
teln, soweit die Grenzwerte nach Anlage 1 überschritten 
werden,

8.	 Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten 
oder die die Ölabscheidung verhindern,

9.	 Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des 
Abwassers in der Kläranlage oder im Gewässer führen, 
Lösemittel

10.	 Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdüns-
tungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können

11.	 Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, 
Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Si-
lagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke

12.	 Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbe-
handlungsanlagen, Räumgut aus Kleinkläranlagen und 
Abortgruben unbeschadet gemeindlicher Regelungen 
zur Beseitigung der Fäkalschlämme

13.	 Stoffe und Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer 
Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder ei-
ner krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgut-
verändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind, 
wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwas-
serstoffe, polycyclische Aromaten, Phenole

14.	 Grund- und Quellwasser
15.	 Radioaktive Stoffe
Ausgenommen vom Verbot sind:
(a)	 unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der 

Art und Menge, wie sie auch im Abwasser aus Haushal-
ten üblicherweise anzutreffen sind.

(b)	 Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehand-
lungsanlage zurückgehalten werden können und deren 
Einleitung der AZV in den Einleitungsbedingungen nach 
Anlage 1 zugelassen hat.

(6) In der Abwasserbeseitigungsanlage dürfen Abwässer von 
Industrie- und Gewerbebetrieben nur eingeleitet werden, wenn 
die Grenzwerte (Anlage 1) für die physikalische und chemische 
Beschaffenheit der Abwässer eingehalten werden.
(7) Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich oder 
industriell genutzten Grundstücken oder von anderem nicht 
häuslichen Schmutzwasser in öffentliche Abwasseranlagen ist 
eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie umfasst mindes-
tens fünf Proben, die - in einem Zeitraum von höchstens zwei 
Stunden im Abstand von nicht weniger als zwei Minuten ent-
nommen - gemischt werden. Bei den Parametern Temperatur 
und pH-Wert gilt davon abweichend die einfache Stichprobe.
Bei der Einleitung sind die in Anlage 1 genannten Grenzwerte 
einzuhalten. Der Grenzwert gilt auch dann als eingehalten, wenn 
die Ergebnisse der jeweils letzten fünf im Rahmen der Überwa-
chung durch den Verband durchgeführten Überprüfungen in vier 
Fällen diesen Wert nicht überschritten und kein Ergebnis den 
Wert um mehr als 100% übersteigt. Überprüfungen, die länger 
als drei Jahre zurückliegen, bleiben unberücksichtigt.
(8) Für nicht in der Anlage 1 aufgeführte Stoffe werden die 
Grenzwerte im Bedarfsfall durch den AZV festgesetzt.
(9) Soweit für bestimmte Stoffe oder Stoffverbindungen EU- 
Richtlinien bestehen, gelten diese anstelle der in dieser Satzung 
(Anlage 1) festgelegten Grenzwerte. Überlässt die EU-Richtlinie 
die Bestimmung von Grenzwerten einzelstaatlichen Regelun-
gen, gelten anstelle der Grenzwerte dieser Satzung (Anlage 1) 
die Rechtsverordnungen nach § 7a Gesetz zur Ordnung des 
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) in der Be-
kanntmachung der Neufassung vom 12.11.1996 (BGBl. I S. 
1695) über die Mindestanforderungen für das Einleiten von Ab-
wasser entsprechend.
(10) Die für die Ermittlung der physikalischen und chemischen 
Beschaffenheit der Abwässer notwendigen Untersuchungen 
sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Ab-
wasser- und Schlammuntersuchung in der zur Zeit geltenden 

Fassung bzw. den entsprechenden DIN-Normen des Fachnorm-
ausschusses Wasserwesen im Deutschen Institut für Normung 
e.V., Berlin auszuführen.
(11) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht kom-
menden Regeln der Technik Abwasser zu verdünnen oder zu 
vermischen, um Einleitwerte zu umgehen oder die Einleitwerte 
zu erreichen. Dies gilt nicht in Bezug auf den Parameter Tem-
peratur.
(12) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser 
nicht den Anforderungen gemäß den Regelungen entspricht, so 
sind geeignete Vorbehandlungsanlagen zu erstellen und geeig-
nete Rückhaltungsmaßnahmen zu ergreifen. Die Kosten hierfür 
trägt der Grundstückseigentümer.
(13) Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwässer unzu-
lässigerweise in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet, 
ist der Verband berechtigt auf Kosten des Grundstückseigentü-
mers die dadurch entstehenden Schäden in der Abwasseranla-
ge zu beseitigen, Untersuchungen und Messungen des Abwas-
sers vorzunehmen und selbsttätige Messgeräte mit den dafür 
erforderlichen Kontrollschächten einbauen zu lassen.

IV. Abschnitt: Fäkalschlamm- und Abwasserabfuhr

§ 17 
Allgemeines

(1) Bau, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksabwasseran-
lagen (Kleinkläranlagen und
abflusslosen Sammelgruben) obliegen dem Eigentümer bzw. 
Nutzer dieser Anlagen, soweit diese Satzung keine anderwei-
tigen Bestimmungen trifft. Es gelten die allgemeinen wasser-
rechtlichen bzw. baurechtlichen Vorschriften.
(2) Grundstücksabwasseranlagen sowie Zuwegungen zu diesen 
sind so zu errichten, dass die Anlagen mit vertretbarem Aufwand 
entsorgt werden können. Es sind die technischen Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, dass die Entsorgung durch eine Person 
allein erfolgen kann. Zum Entsorgungstermin ist die Grund-
stücksabwasseranlage vom Eigentümer bzw. Nutzer freizulegen 
und die ungehinderte Zufahrt des Entsorgungsfahrzeuges zu 
gewährleisten.

§ 18 
Abfuhr

(1) Die abflusslosen Sammelgruben und Kleinkläranlagen wer-
den vom Abwasserzweckverband oder seinem Beauftragten 
regelmäßig entleert bzw. entschlammt (Entsorgung). Zu diesem 
Zweck ist dem Abwasserzweckverband oder seinem Beauftrag-
ten ungehinderter Zutritt zu gewähren. Das anfallende Abwas-
ser (aus der abflusslosen Sammelgrube) bzw. der anfallende 
Fäkalschlamm (aus der Kleinkläranlage) werden der zentralen 
Abwasserbehandlungsanlage zugeführt.
(2) Im Einzelnen gilt für die Entleerungshäufigkeit:
a)	 abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert.
b)	 Nicht- biologische Kleinkläranlagen werden bei Bedarf ent-

schlammt, wobei mindestens einmal jährlich zu entschlam-
men ist.

c)	 die Entschlammung von biologischen Kleinkläranlagen er-
folgt dann, wenn der Wartungsbericht dies empfiehlt. Verab-
säumt der Grundstückseigentümer die rechtzeitige Vorlage 
des Wartungsberichtes oder lässt er keinen Wartungsbericht 
erstellen, so erfolgt die Entschlammung nach pflichtgemä-
ßem Ermessen des AZV.

(3) Eine Entsorgung erfolgt auch dann, wenn der Eigentümer 
oder Nutzer der Grundstücksabwasseranlage dies beim AZV 
schriftlich beantragt oder wenn Gründe des Gemeinwohls dies 
erfordern.
(4) Die Kleinkläranlage oder abflusslose Sammelgrube ist nach 
der Entschlammung bzw. Entleerung unter Beachtung der Be-
triebsanleitung, der DIN-Vorschriften und der Erlaubnis wieder in 
Betrieb zu nehmen.
(5) Der Fäkalschlamm oder das Abwasser ist dem AZV zu über-
lassen. Sie gehen mit der Übernahme in das Eigentum des AZV 
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über. Der AZV ist nicht verpflichtet, darin nach verlorenen Ge-
genständen zu suchen oder suchen zu lassen. Werden Wert-
gegenstände gefunden, sind sie als Fundsachen zu behandeln.
(6) Bei abflusslosen Sammelgruben erfolgt eine Entsorgung 
stets dann, wenn die nach der letzten Entsorgung aufsummierte 
Tagestrinkwassermenge der letzten Ableseperiode des lokalen 
Trinkwasserversorgers einen Stand erreicht, der 90% des Fas-
sungsvermögens der abflusslosen Sammelgrube entspricht.
(7) Die Entsorgungstermine werden durch Bescheid festge-
setzt. Dieser behält seine Gültigkeit, bis er durch einen neuen 
Bescheid ersetzt wird, sofern dies im Bescheid ausgesprochen 
wird. Bei der erstmaligen Einrichtung einer Anlage im Sinne des 
Absatz 1 erfolgt eine Festsetzung der Entsorgungstermine durch 
den AZV anhand der dort vorliegenden Erfahrungswerte.

V. Abschnitt: Verfahrensbestimmungen, Haftung

§ 19 
Untersuchung des Abwassers

(1) Der AZV ist berechtigt, auf den an die öffentlichen Abwasser-
anlagen angeschlossenen Grundstücken Abwasserproben zur 
Überprüfung zu nehmen und Abwasser zu untersuchen. Werden 
verbotene Substanzen oder Überschreitungen der vereinbarten 
Einleitbedingungen festgestellt, trägt die Kosten der Untersu-
chung der Grundstückseigentümer.
(2) Der Betrieb von Abwasserbehandlungsanlagen und die Ein-
leitung von nichthäuslichem Abwasser unterliegen der Kontrolle 
und Überwachung des AZV. Zur Überwachung führt der AZV 
Abwasseruntersuchungen sowie Anlagen- und Betriebskontrol-
len durch.
Die Überwachung wird auf Kosten der Einleiter des Abwassers 
durchgeführt.
Der AZV bestimmt die Stellen für die Entnahme von Abwasser-
proben, die Anzahl der Proben, die Entnahmehäufigkeit und die 
zu messenden Parameter.
(3) Einleiter von gewerblichem oder sonstigen nichthäuslichem 
Abwasser haben auf eigene Kosten durch geeignete Selbst-
überwachung die Einhaltung der Mindestanforderungen oder 
die in der Entwässerungserlaubnis festgelegten Grenzwerte zu 
überprüfen.
(4) Wird Gewerbe- und Industrieabwasser und Abwasser, das in 
seiner Beschaffenheit erheblich von häuslichem Abwasser ab-
weicht, zugeführt, kann der AZV den Einbau und den Betrieb 
von Überwachungseinrichtungen auf Kosten des Grundstücks-
eigentümers verlangen.

§ 20 
Haftung
(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder sat-
zungswidriges Handeln entstehen, haftet der Verursacher, kann 
dieser nicht ermittelt werden, der Grundstückseigentümer. Dies 
gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schädliche 
Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentliche Abwasseran-
lage eingeleitet werden. Ferner hat der Verursacher, kann dieser 
nicht ermittelt werden, der Grundstückseigentümer, den AZV 
von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die andere deswegen 
bei ihm geltend machen.
(2) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schä-
den und Nachteile, die dem AZV durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr vorschriftswid-
riges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen.
(3) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen die-
ser Satzung die Erhöhung der Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 5 Ab-
wasserabgabengesetz) verursacht, hat dem AZV den erhöhten 
Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten.
(4) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.
(5) Bei Überschwemmungsschäden als Folgen von
a)	 Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z.B. bei Hoch-

wasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden, Schneeschmelze,
b)	 Betriebsstörungen, z.B. Ausfall eines Pumpwerkes,

c)	 Behinderungen des Abwasserabflusses, z.B. bei Kanalbruch 
oder bei Verstopfung,

d)	 zeitweiligen Stilllegungen der öffentlichen Abwasseranlage, 
z.B. bei Reinigungsarbeiten im Straßenkanal oder Ausfüh-
rung von Anschlussarbeiten hat der Grundstückseigentümer 
sein Grundstück und sein Gebäude selbst zu schützen. 

(6) Wenn bei dezentralen Abwasserbeseitigungsanlagen trotz 
erfolgter Anmeldung zur Entleerung oder Entschlammung infol-
ge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnot-
wendiger anderer Arbeiten die Entleerung oder Entschlammung 
erst verspätet durchgeführt werden kann oder eingeschränkt 
bzw. unterbrochen werden muss, hat der Grundstückseigentü-
mer keinen Anspruch auf Schadenersatz.

§ 21 
Maßnahmen an der öffentlichen Abwasseranlage

Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur von Be-
auftragten des AZV oder mit dessen Zustimmung betreten wer-
den. Eingriffe an öffentlichen Abwasseranlagen sind unzulässig 
(z.B. Entfernen von Schachtabdeckungen und Einlaufrosten).

§ 22 
Anzeigepflichten

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des An-
schlusszwanges (§ 4), so hat der Grundstückseigentümer dies 
unverzüglich dem AZV mitzuteilen.
(2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine der öffentli-
chen Abwasseranlagen, so ist der AZV unverzüglich mündlich oder 
fernmündlich, anschließend zudem schriftlich, zu unterrichten.
(3) Der Grundstückseigentümer hat Betriebsstörungen am An-
schlusskanal unverzüglich mündlich oder fernmündlich, an-
schließend zudem schriftlich, dem AZV mitzuteilen.
(4) Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat der bis-
herige Eigentümer die Rechtsänderung unverzüglich dem Ver-
band schriftlich mitzuteilen. In gleicher Weise ist auch der neue 
Eigentümer verpflichtet.
(5) Änderungen an der Grundstücksentwässerungsanlage sind 
vom Eigentümer dem Verband gegenüber anzeigepflichtig. Glei-
ches gilt, wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich 
ändern (z.B. bei Produktionsumstellungen), so hat der Grund-
stückseigentümer dies unverzüglich dem Verband mitzuteilen.
(6) Der Eigentümer bzw. Nutzer der in dieser Satzung genannten 
Anlagen ist verpflichtet, dem AZV alle zur Durchführung dieser 
Satzung erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 23 
Befreiungen

(1) Der AZV kann von den Bestimmungen dieser Satzung, so-
weit sie keine Ausnahme vorsehen, Befreiung erteilen, wenn die 
Durchführung der Bestimmungen im Einzelfall zu einer offenbar 
nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Befreiung mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist.
(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie 
befristet erteilt werden. Sie steht unter dem Vorbehalt des jeder-
zeitigen Widerrufs.

§ 24 
Zwangsmittel

(1) Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht be-
folgt werden oder gegen sie verstoßen wird, kann nach § 71 des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes Sachsen- An-
halt (VwVG LSA) vom 23.06.1994 (GVBl. LSA S. 710) in seiner 
zur Zeit geltenden Fassung in Verbindung mit den §§53 ff des 
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Lan-
des Sachsen-Anhalt (SOG LSA) vom 01.01.1996 (GVBl. LSA S. 
2) in seiner zur Zeit geltenden Fassung ein Zwangsgeld bis zu 
50.000 EURO angeordnet und festgesetzt werden, bis die fest-
gestellten Mängel beseitigt sind.
(2) Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger Andro-
hung im Wege der Ersatzvornahme auf Kosten des Pflichtigen 
durchgesetzt werden.
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(3) Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme werden 
im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.

§ 25 
Beiträge und Gebühren

(1) Für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung 
und Erneuerung der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen 
werden Beiträge und für die Benutzung der zentralen öffentli-
chen Abwasseranlagen werden Benutzungsgebühren erhoben. 
Gleiches gilt für die Niederschlagswasserbeseitigung. Für die 
dezentrale Entsorgung werden Gebühren erhoben. Der AZV 
wälzt darüber hinaus die Abwasserabgabe, die er anstelle von 
Direkteinleitern, die im Jahresdurchschnitt weniger als acht Ku-
bikmeter je Tag Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnli-
ches Schmutzwasser unmittelbar in ein Gewässer oder in den 
Untergrund einleiten auf diese Direkteinleiter ab. Näheres regelt 
jeweils die „Beitrags-, Gebühren-, Grundstücksanschlusskos-
ten- und Abwasserabgabeabwälzungssatzung“ des AZV in ihrer 
jeweils gültigen Fassung.
(2) Für die Genehmigung von Grundstücksentwässerungsanla-
gen werden Verwaltungskosten nach der Verwaltungskosten-
satzung des AZV erhoben.

§ 26 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ent-
gegen
1.	 § 3 Absatz 5 beim Übergang vom Misch- auf Trennsys-

tem oder umgekehrt eine Änderung seiner Zuleitungen 
nicht vornimmt;

2.	 § 4 und 5 sein Grundstück nicht oder nicht rechtzeitig 
an die öffentlichen Abwasseranlagen anschließen lässt 
oder der Umschlussverfügung nicht oder nicht rechtzei-
tig nachkommt; 

3.	 § 4a Absatz 11 die Kleinkläranlagen oder abflusslosen 
Sammelgruben nicht außer Betrieb nicht oder nicht lee-
ren oder reinigen lässt;

4.	 § 4b Absatz 3 nicht sämtliches Niederschlagswasser, das 
nicht als Brauchwasser benötigt wird, dem AZV über-
lässt, dem AZV die Verwendung als Brauchwasser nicht 
oder nicht rechtzeitig anzeigt oder keinen Brauchwasser-
zähler installiert;

5.	 § 4d Fäkalschlamm und Abwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben nicht dem AZV überlässt;

6.	 § 4a Absatz 11 das bei ihm anfallende Abwasser nicht in 
die öffentlichen Abwasseranlagen ableitet;

7.	 der Entwässerungserlaubnis nach § 8 Abwasser einleitet 
oder die Vorgaben der Entwässerungserlaubnis nicht einhält;

8.	 § 8 Absatz 2 den Anschluss seines Grundstückes an die 
öffentliche Abwasseranlage oder die Änderung der Ent-
wässerungsgenehmigung nicht beantragt;

9.	 § 9 Absatz 3 die Verlegung von Grundstücksanschluss-
kanälen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Mess-
einrichtungen und sonstigen in § 9 genannten Einrichtun-
gen verhindert oder verzögert;

10.	 § 9 Absatz 5 den Grundstücksanschlusskanal nicht vor 
Beschädigungen schützt;

11.	 § 9 Absatz 7 den Grundstücksanschlusskanal verändert 
oder verändern lässt;

12.	 § 10 eine Grundstücksentwässerungsanlage nicht errich-
tet, die Errichtung nicht gegenüber dem AZV schriftlich 
anzeigt, die Abnahme nicht oder ohne den AZV vornimmt 
oder die technischen Daten der Anlage dem AZV nicht 
zur Verfügung stellt;

13.	 § 10 die Entwässerungsanlage seines Grundstückes 
nicht oder nicht ordnungsgemäß betreibt;

14.	 § 10 Absatz 3 die Grundstücksentwässerungsanla-
ge oder auch Teile hiervon vor der Abnahme in Betrieb 
nimmt oder Rohrgräben vor der Abnahme verfüllt;

15.	 § 12 seine Grundstücksentwässerungsanlagen nicht 
oder nicht fristgerecht stilllegt, entleert und/ oder reinigt;

16.	 § 13 Vorbehandlungsanlagen nicht oder nicht ordnungs-
gemäß betreibt;

17.	 § 14 oder § 11 Absatz 3 keinen Wartungsvertrag ab-
schließt oder diesem dem AZV nicht oder nicht rechtzei-
tig vorlegt;

18.	 § 16 Abwasser einleitet, das einem Einleitungsverbot un-
terliegt oder Abwasser einleitet, das nicht den Einleitwer-
ten entspricht;

19.	 § 17 Absatz 1 Grundstücksabwasseranlagen nicht ent-
sprechend den gesetzlichen Anforderungen baut, be-
treibt oder unterhält;

20.	 § 17 Absatz 2 die Grundstücksabwasseranlage nicht so 
errichtet, dass sie mit vertretbaren Aufwand und mit nur 
einer Person entsorgt werden kann oder die Anlage für 
die Entsorgung nicht freilegt oder die Zufahrt nicht ge-
währleistet;

21.	 § 18 Absatz 1 und § 11 Absatz 2 Beauftragten des Ver-
bandes nicht ungehindert Zutritt gewährt;

22.	 § 18 Absatz 4 den Fäkalschlamm oder das Abwasser 
nicht dem AZV überlässt;

23.	 § 22 seinen Anzeigepflichten nicht nachkommt;
24.	 Oder in sonstiger Art und Weise gegen Bestimmungen 

dieser Satzung verstößt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, soweit sie nicht nach § 41 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaus-
haltsgesetz - WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12.11.1996 (BGBl. I S. 1695) und § 191 des Wassergesetzes für 
das Land Sachsen-Anhalt (WG-LSA) oder § 61 des Gesetzes zur 
Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umwelt-
verträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirtschaft- und 
Abfallgesetz Krw-/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBl. I S. 2705) und  
§ 36 des Abfallgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (AbfG 
LSA) vom 18.08.1993 (GVBl. LSA S. 412) in den zur Zeit gelten-
den Fassungen mit einer höheren Geldbuße zu ahnden ist, auf-
grund des § 6 Abs. 7 der Gemeindeordnung (GO LSA) mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000,00 EURO geahndet werden. 

§ 27 
Übergangsregelungen

Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Erlaubnisver-
fahren werden nach den Vorschriften dieser Satzung weiterge-
führt.

§ 28 
Schlussbestimmungen

(1) Diese Satzung tritt am 01.07.2013 in Kraft. Sie ersetzt -ohne 
Rücksicht auf deren Wirksamkeit- die „Schmutzwasserbesei-
tigungssatzung des Abwasserzweckverbandes „Hasselbach/
Thierbach vom 20.10.2005“ und die „Satzung über die Abwas-
serbeseitigung und den Anschluss an die öffentliche Abwasser-
beseitigungsanlage der Gemeinde Elsteraue“ vom 6.12.2007 in 
der jeweils aktuellen Fassung.
(2) Mit Wirksamwerden dieser Satzung werden das technische 
Satzungsrecht des AZV und die bislang selbständigen Teilgebie-
te vereinheitlicht.

Elsteraue, den 22.04.2013

Anlage 1

Einleitbedingungen für das Einleiten von Abwasser in 
die öffentliche Abwasseranlage

Ohne zusätzliche vertragliche Bindung mit dem AZV und in An-
lehnung bzw. Ergänzung des ATV-Arbeitsblattes A 115



Forstkurier | Beilage zu Nr. 6/2013 vom 21. Juni 201350



Beilage zu Nr. 6/2013 vom 21. Juni 2013 | Forstkurier51

Satzung
über die Erhebung von Beiträgen, Kostenerstattungen für 
Grundstücksanschlüsse und Benutzungsgebühren sowie die 
Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinleiter für die Ab-
wasserbeseitigung im Entsorgungsgebiet des Abwasserzweck-
verbandes „Weiße Elster - Hasselbach/Thierbach“
(Beitrags-, Gebühren-, Grundstücksanschlusskosten- und Ab-
wasserabgabeabwälzungssatzung)
Aufgrund der §§ 6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sach-
sen-Anhalt (GO LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. August 2009 (GVBl. LSA 
S. 383), zuletzt geändert durch § 1 des Vierten Gesetzes zur Ände-
rung der Gemeindeordnung vom 30.11.2011 (GVBl. LSA S. 814); 
in Verbindung mit den §§ 9 und 16 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GKG - LSA) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 26. Februar 1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 Absatz 3 des Gesetzes zur Neuregelung des Be-
soldungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt vom 08.02.2011 (GVBl. 
LSA S. 68), in Verbindung mit §§ 2, 5, 6 und 8 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG - LSA) vom 11.06.1991 (GVBl. LSA S. 105) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA 
S. 406), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Landesrechts aufgrund der bundesrechtlichen Ein-
führung des Rechtsinstituts der eingetragenen Lebenspartnerschaft 
vom 2. Februar 2011 (GVBl. LSA S. 58), in Verbindung mit §§ 6 und 
7 des Ausführungsgesetzes des Landes Sachsen- Anhalt zum Ab-
wasserabgabengesetz vom 25. Juni 1992 (GVBl. LSA S. 580), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung wasserrechtli-
cher Vorschriften vom 21.03.2013 (GVBI. LSA S. 116), in Verbindung 
mit §§ 78 ff. des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (WG 
LSA) vom 16.03.2011 (GVBl. LSA S. 492), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung wasserrechtlicher Vorschriften 
vom 21.03.2013 (GVBI. LSA S. 116) und § 1 Absatz 3 der Verbands-
satzung des Abwasserzweckverbandes „Weiße Elster- Hasselbach/ 
Thierbach“ hat die Verbandsversammlung des Abwasserzweckver-
bandes „Weiße Elster- Hasselbach/ Thierbach“ in ihrer Sitzung vom 
22.04.2013 nachfolgende Satzung beschlossen.
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I. Abschnitt- Allgemeines

§ 1 
Allgemeines
(1) Der Abwasserzweckverband „Weiße Elster-Hasselbach/ Thierbach“ 
betreibt seine Kanalisations- und Abwasserbehandlungsanlagen (öf-
fentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlagen) nach Maßgabe 
seiner Abwasserbeseitigungssatzung. 
(2) Der Abwasserzweckverband erhebt nach Maßgabe dieser Satzung
a)	 Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die öffentliche zentrale 

Schmutzwasserbeseitigungsanlage (Schmutzwasserbeiträge);
b)	 Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse (Anschlusskosten);
c)	 Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen 

zentralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage (Schmutzwasserge-
bühren);

d)	 Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der Altkanäle zur 
Aufnahme vorgeklärten Schmutzwassers (Altkanalgebühr);

e)	 Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der zentralen Nie-
derschlagswasserbeseitigungsanlage (Niederschlagswasserge-
bühren);

f)	 Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der dezentralen 
Abwasserbeseitigungsanlage (Kleinkläranlagen und abflusslose 
Sammelgruben); und

g)	 Abgaben von Direkteinleitern (Abwälzung der Abwasserabgabe).
(3) Der Abwasserzweckverband kann sich zur Erfüllung seiner Aufga-
ben eines Dritten bedienen.

II. Abschnitt - Schmutzwasserbeitrag

§ 2 
Grundsatz
(1) Der Abwasserzweckverband erhebt, soweit der Aufwand nicht 
durch Gebühren gedeckt ist, für die Herstellung, Anschaffung, Er-
weiterung, Verbesserung und Erneuerung der öffentlichen zentralen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage Schmutzwasserbeiträge (Her-
stellungsbeitrag I) von den Beitragspflichtigen im Sinne von § 6 Abs. 
8 KAG-LSA, denen durch die Inanspruchnahme oder die Möglich-
keit der Inanspruchnahme dieser Leistungen ein Vorteil entsteht.
(2) Der Abwasserzweckverband erhebt darüber hinaus, soweit 
der Aufwand nicht durch Gebühren gedeckt ist, zur Deckung des 
Aufwandes für die Erneuerung der Altanlagenteile Schmutzwas-
serbeiträge (Herstellungsbeitrag II) von den Altanschlussnehmern. 
Altanschlussnehmer im Sinne dieser Satzung sind Grundstücksei-
gentümer, deren Grundstücke vor dem 15.06.1991 an eine öffent-
liche zentrale Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen waren, 
bzw. die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Anlage hatten.

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffent-
liche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen 
werden können und für die
-	 eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald 

sie bebaut oder gewerblich genutzt werden dürfen,
-	 eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, 

wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach 
der geordneten baulichen Entwicklung im Verbandsgebiet zur 
Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen.

(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche zentrale Schmutzwasser-
beseitigungsanlage tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der 
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Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen nach Abs. 1 
nicht erfüllt sind.
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grund-
stück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. Ist ein vermessenes und im 
Grundbuch eingetragenes bürgerlich-rechtliches Grundstück nicht 
vorhanden, so gilt die von dem Beitragspflichtigen zusammenhän-
gend genutzte Fläche als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in 
diesem Fall verpflichtet, die Grundstücksgröße nachprüfbar, insbe-
sondere durch amtlich beglaubigte Dokumente, nachzuweisen.

§ 4 
Beitragsmaßstab
(1) Der Schmutzwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen 
Flächenmaßstab berechnet.
(2) Zur Ermittlung des nutzungsbezogenen Beitrages werden für das 
erste Vollgeschoß 100 % und für jedes weitere Vollgeschoß 60 % der 
Grundstücksfläche angesetzt. Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, 
deren Deckenoberfläche im Mittel mehr als 1,60 m über die Gelän-
deoberfläche hinausragt und die über mindestens 2/3 ihrer Grundflä-
che eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m aufweisen. Zwischende-
cken und -böden bleiben hierbei unberücksichtigt. Kirchengebäude 
werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Ist im Einzelfall 
eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht 
feststellbar, werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grund-
stücken je vollendete 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich 
genutzten Grundstücken je vollendete 2,30 m Höhe des Bauwerks als 
ein Vollgeschoß gerechnet.
(3) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken,
1.	 die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Fläche, 

soweit für das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder ge-
werbliche Nutzung festgesetzt ist;

2.	 die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, und 
bei Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hi-
nausreichen, die Fläche im Satzungsbereich;

3.	 für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB besteht, die jedoch innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des 
Grundstücks, es sei denn, dass sich das Grundstück (in Bezug auf 
seine Tiefe gesehen) teils im Innenbereich und teils im Außenbe-
reich befindet, in diesem Fall gilt als Grundstücksfläche höchstens 
die Fläche zwischen der Verkehrsanlage und einer Linie, die in ei-
nem gleichmäßigen Abstand von 40 m dazu verläuft; 

4.	 die über die sich nach Absatz 1 - 3 ergebenden Grenzen hinaus 
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der je-
weiligen Straßengrenze und einer Parallelen hierzu, die in einer der 
übergreifenden Bebauung oder übergreifenden gewerblichen Nut-
zung entsprechenden Tiefe verläuft;

5.	 für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB die Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine sonstige 
Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt 
ist (z. B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping- und Fest-
plätze nicht aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und 
Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 65 % der 
Grundstücksfläche;

6.	 für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt 
ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 0rtsteiles 
(§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, sowie bei Grundstü-
cken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 
4 BauGB die Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt 
ist, die Grundfläche der an die Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, 
dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwän-
den der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung 
der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt;

7.	 die im Außenbereich liegen und bebaut sind, die Grundfläche der 
an die Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Bau-
lichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird 
diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen 
jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulich-
keiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücks-
grenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergän-
zung auf dem Grundstück erfolgt;

8.	 die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch Plan-
feststellung, bergrechtlichen Betriebsplan oder diesen ähnliche 
Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nut-
zung zugelassen ist (z. B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), 
die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung, der 
Betriebsplan oder der diesen ähnliche Verwaltungsakt bezieht.

(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt bei Grundstücken
1.	 die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die darin 

festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;
2.	 für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch 

die Höhe der baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl 
festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassen-
zahl auf ganze Zahlen aufgerundet;

3.	 auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die 
Zahl von einem Vollgeschoß je Nutzungsebene;

4.	 auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1, oder die Baumas-
senzahl nach Nr. 2 überschritten wird, die sich nach der tatsächlich 
vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 
1 - 2;

5.	 für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl be-
stimmt ist, wenn:

a)	 für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Land-
wirtschaft festgesetzt ist, die Zahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse,

b)	 für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausge-
biet festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoß,

c)	 die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung 
überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 
BauGB) Berechnungswert nach Nr. 1 - 2;

6.	 für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit 
nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingär-
ten, Schwimmbäder, Camping-, Sport- und Festplätze sowie Fried-
höfe) oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich 
so genutzt werden, die Zahl von einem Vollgeschoß;

7.	 für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb des im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Zahl 
der rechtlich zulässigen Vollgeschosse;

8.	 die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die Zahl 
der Vollgeschosse der angeschlossenen Baulichkeit;

9.	 die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch Plan-
feststellung, bergrechtlichen Betriebsplan oder diesen ähnliche 
Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nut-
zung zugelassen ist - bezogen auf die Fläche nach Abs. 2 Nr. 9 - die 
Zahl von einem Vollgeschoß.

(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB oder § 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Feststellung 
der Zahl der Vollgeschosse die Vorschriften entsprechend anzuwenden 
wie sie bestehen für
1.	 Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über 

das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind;
2.	 die im Zusammenhang bebauten Ortsteil wenn die Satzung keine 

Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält.

§ 5 
Beitragssatz
(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen zentralen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage beträgt
	 Herstellungsbeitrag I	 2,32 Euro
	 Herstellungsbeitrag II	 0,20 Euro
je qm beitragspflichtige Fläche.
(2) Die Beitragssätze für die Erweiterung, Verbesserung und Erneu-
erung der öffentlichen zentralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
werden im Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes in ei-
ner besonderen Satzung festgelegt.

§ 6 
Beitragspflichtige
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück 
mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist das Grundstück mit einem 
dinglichen Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch i.d.F. vom 21.09.1994 (BGBL. I S. 2494), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Beschleunigung fälli-
ger Zahlungen vom 30.03.2000 (BGBL. I S.330) belastet, so ist an-
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stelle des Eigentümers der Inhaber dieses Rechts beitragspflichtig.
(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigen-
tum des Volkes eingetragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers 
der Verfügungsberechtigte i. S. von § 8 Abs. 1 des Vermögenszu-
ordnungsgesetzes i.d.F. vom 29.03.1994 (BGBL.I S.709), zuletzt ge-
ändert durch Art.6 Nr.3 des Vermögensrechtsbereinigungsgesetzes 
(VermBerG) vom 20.10.1998 (BGBL.I S.3180).
(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigen-
tümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

§ 7 
Entstehung, Veranlagung und Fälligkeit der Beitrags-
pflicht
(1) Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Her-
stellung der öffentlichen zentralen Schmutzwasserbeseitigungsan-
lage, einschließlich des ersten Grundstücksanschlusses, frühestens 
jedoch mit Inkrafttreten dieser Satzung. Im Falle des § 3 Abs. 2 die-
ser Satzung entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen An-
schluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung.
(2) Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeblichen Um-
stände nachträglich und erhöht sich dadurch der Vorteil, so entsteht 
ein zusätzlicher Beitrag.
(3) Die Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag II entsteht mit In-
krafttreten dieser Satzung, ohne dass es konkreter Investitionen vor 
dem jeweiligen Grundstück bedarf.
(4) Der Beitrag wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat 
nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die 
Erhebung einer Vorausleistung nach § 8 dieser Satzung.
(5) Der Beitragsbescheid enthält mindestens:
a)	 die Bezeichnung des Beitrages
b)	 den Namen des Beitragsschuldners
c)	 die Bezeichnung des Grundstücks
d)	 den zu zahlenden Betrag
e)	 die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der 

beitragsfähigen Kosten und der Berechnungsgrundlagen nach 
dieser Satzung

f)	 die Festsetzung des Fälligkeitstermins
g)	 die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem 

Grundstück ruht, 
h)	 eine Rechtsbehelfsbelehrung.

§ 8 
Vorausleistung
(1) Auf die künftige Beitragsschuld kann eine angemessene Vorausleis-
tung von 75 % der endgültigen Beitragsschuld verlangt werden, sobald 
mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vor-
ausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch 
wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.
(2) Ist die Beitragsschuld 3 Jahre nach Bekanntgabe des Vorausleis-
tungsbescheides noch nicht entstanden, kann die Vorausleistung zu-
rückverlangt werden, wenn die öffentliche zentrale Schmutzwasserbe-
seitigungsanlage bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht benutzbar ist. Der 
Rückzahlungsanspruch ist ab Erhebung der Vorausleistung mit 2 v. H. 
über dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank jährlich zu verzinsen.

§ 9 
Ablösung
(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, 
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 
bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgelegten Bei-
tragssatzes zu ermitteln.
(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht 
endgültig abgegolten.

§ 10 
Billigkeitsregelungen
(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsäch-
lichen Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienenden Grundstücke 
im Entsorgungsgebiet des Abwasserzweckverbandes mit 1375 qm 
gelten derartige Wohngrundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 
KAG-LSA als übergroß, wenn die nach § 4 Abs. 3 dieser Satzung 
zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnittsgröße 
um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. Derartige 

in diesem Sinne übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der 
Begrenzungsfläche (1787 qm) in vollem Umfang, hinsichtlich der die 
Begrenzungsfläche bis um 50 v. H. übersteigenden Vorteilsfläche zu 
weiteren 50 v. H. und wegen einer darüber hinaus bestehenden Vor-
teilsfläche zu weiteren 30 v. H. des sich nach § 4 i. V. m. § 5 zu berech-
nenden Herstellungsbeitrages herangezogen. 
(2) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder 
teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine 
erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und der An-
spruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Ein-
ziehung nach Lage des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder 
zum Teil erlassen werden. Für die Verwirklichung, die Fälligkeit und 
das Erlöschen von Ansprüchen aus dem Beitragsschuldverhältnis 
gelten die §§ 218 bis 223, 224 Absatz 1 und 2, §§ 225, 226, 227 Ab-
satz 1, §§ 228 bis 232 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend.
(3) Werden Grundstücke landwirtschaftlich i. S. d. § 201 des Bauge-
setzbuches oder als Wald genutzt, ist der Beitrag so lange zinslos 
zu stunden, wie das Grundstück zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit 
des landwirtschaftlichen Betriebes genutzt werden muss. Satz 1 gilt 
auch für die Fälle der Nutzungsüberlassung und Betriebsübergabe an 
Familienangehörige i. S. d. § 15 der Abgabenordnung. Bei bebauten 
und tatsächlich angeschlossenen Grundstücken und Teilflächen ei-
nes Grundstücks i. S. v. Satz 1 gilt dies nur, wenn:
1.	 die Bebauung ausschließlich der landwirtschaftlichen Nutzung 

dient und
2.	 die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage nicht 

in Anspruch genommen wird.
(4) Der Beitrag ist auch zinslos zu stunden, so lange 
a)	 Grundstücke als Kleingärten i. S. d. Bundeskleingartengesetzes 

vom 28. Februar 1993 (BGBl. I S. 210), zuletzt geändert durch Art. 
5 des Schuldrechtsänderungsgesetzes vom 21. September 1994 
(BGBl. I S. 2457) genutzt werden oder

b)	 Grundstücke oder Teile von Grundstücken aus Gründen des Na-
turschutzes mit einer Veränderungssperre belegt sind.

(5) Der Abwasserzweckverband kann zur Vermeidung sozialer Här-
ten im Einzelfall zulassen, dass der Beitrag nach dem § 7 Absatz 4 
in Form einer Rente gezahlt wird. Die Entscheidung obliegt der Ver-
bandsversammlung.
(6) Bei der Bestimmung der Vollgeschoßanzahl im Sinne des § 4 Ab-
satz 4 dieser Satzung bleiben Gebäude oder selbständige Gebäude-
teile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an 
die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage auslösen 
oder nicht an diese angeschlossen werden dürfen, in Bezug auf ihre 
Geschossigkeit unberücksichtigt. Dies gilt nicht, wenn die Gebäude 
oder selbständigen Gebäudeteile tatsächlich an die öffentliche zent-
rale Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen sind.

III. Abschnitt - Erstattung der Kosten für Grund-
stücksanschlüsse

§ 11 
Entstehung des Erstattungsanspruchs 
(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Anschaffung, Verbesse-
rung, Erneuerung und Beseitigung, sowie die Kosten für die Un-
terhaltung der Grundstücksanschlüsse an die öffentliche zentrale 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage werden nach Einheitssätzen 
abgerechnet. Der Einheitssatz beträgt je angefangenen laufenden 
Meter Verbindungsleitung zwischen dem Revisionsschacht und 
dem Verbindungssammler 
(a)	 201,88 Euro und für den Revisionsschacht 390,70 Euro, wenn 

der Grundstücksanschluss ausschließlich der Schmutzwasser-
beseitigung dient;

(b)	 201,88 Euro und für den Revisionsschacht 390,70 Euro, wenn 
der Grundstücksanschluss ausschließlich der Niederschlags-
wasserbeseitigung dient; und

(c)	 201,88 Euro und für den Revisionsschacht 390,70 Euro, wenn 
der Grundstücksanschluss der Schmutzwasser- und Nieder-
schlagswasserbeseitigung dient (Mischsystem) Grundstücks-
anschluss im Sinne dieser Satzung ist die Verbindungsleitung 
zwischen dem Revisionsschacht (der sich grundsätzlich auf 
dem Grundstück des Erstattungspflichtigen befindet) und dem 
Verbindungssammler zur öffentlichen zentralen Abwasserbe-
seitigungsanlage. Der Verbindungssammler gilt- unabhängig 
von seiner tatsächlichen Position- als in der Mitte der Straße 
verlaufend. Ist kein Revisionsschacht vorhanden, so ist die 
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Grundstücksgrenze maßgeblich. Erfolgt eine Beseitigung des 
Schmutzwassers und des Niederschlagswassers für ein Grund-
stück im Mischsystem, so entsteht der Erstattungsanspruch nur 
einmal, sofern nur ein Grundstücksanschluss erforderlich ist. Er-
folgt eine Entsorgung im Trennsystem entsteht der Erstattungs-
anspruch für den jeweiligen Anschluss gesondert.

(2) Wird für ein Grundstück ein weiterer Grundstücksanschluss oder 
für eine von einem Grundstück, für das die Beitragspflicht bereits 
entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück verselbständig-
te Teilfläche ein eigener Grundstücksanschluss hergestellt (zusätz-
licher Grundstücksanschluss), so sind die Aufwendungen für die 
Herstellung, Erneuerung, oder Veränderung dieses Anschlusses in 
der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.

§ 12 
Fälligkeit
(1) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendigung der Maß-
nahme. Die Maßnahme ist beendet, wenn der jeweilige Grund-
stücksanschluss hergestellt bzw. beseitigt ist.
(2) Der Erstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und ei-
nen Monat nach dessen Bekanntgabe fällig. Die Bestimmungen des 
§ 7 Absatz 4 und 5 dieser Satzung- mit Ausnahme des § 7 Absatz 5 
Buchstabe g) - gelten entsprechend.

§ 13 
Erstattungspflichtige

Die Erstattungspflicht regelt sich nach den Bestimmungen des 
§ 6 dieser Satzung. 

IV. Abschnitt - Schmutzwasser- und Altkanalgebühr

§ 14 
Grundsatz
Als Gegenleistung für die Inanspruchnahme der öffentlichen zent-
ralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage und der Altkanäle werden 
verbrauchsabhängige Schmutzwassergebühren und Altkanalgebüh-
ren erhoben. Hierbei wird unterteilt in Verbrauchs- und Grundgebühr.

§ 15 
Gebührenmaßstab 
(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Schmutzwassermenge be-
messen, die in die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungs-
anlage oder den Altkanal gelangt. Berechnungseinheit für die Ge-
bühr ist 1 cbm Schmutzwasser.
(2) Als in die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
oder den Altkanal gelangt gelten:
a)	 die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserver-

sorgungsanlagen zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte 
Wassermenge,

b)	 die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst 
zugeführte Wassermenge, 

c)	 die tatsächlich eingeleitete Schmutzwassermenge bei Bestehen 
einer Schmutzwassermesseinrichtung.

(3) Hat ein Wasserzähler oder eine Schmutzwassermesseinrichtung 
nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wasser- 
bzw. Schmutzwassermenge vom Abwasserzweckverband unter 
Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des 
Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben 
des Gebührenpflichtigen geschätzt.
(4) Die Wassermenge nach Abs. 2 hat der Gebührenpflichtige dem 
Abwasserzweckverband innerhalb eines Monats nach Ablesung 
des Trinkwasserzählers dem Abwasserzweckverband schriftlich 
anzuzeigen. Sie ist durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Ge-
bührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzäh-
ler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen und 
sind vom Abwasserzweckverband abzunehmen. Wenn der Abwas-
serzweckverband auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann er 
als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlan-
gen. Er ist berechtigt, die Wassermenge zu schätzen, wenn diese 
auf andere Weise nicht ermittelt werden kann. Erfolgt eine Ablesung 
nicht, so hat die Anzeige der Wassermengen bis zum 31.1. des Fol-
gejahres für das abgelaufene Jahr zu erfolgen.
(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche zentrale 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage gelangt sind, werden auf schrift-
lichen (formlosen) Antrag abgesetzt. Absetzbar sind nur volle cbm. 

Eine Aufrundung ist unzulässig. Die abzusetzende Wassermenge 
ist innerhalb eines Monats nach Ablesung bzw. Selbstablesung des 
Trinkwasserzählers dem Abwasserzweckverband anzuzeigen. Er-
folgt eine Ablesung nicht, so hat die Anzeige der Absetzmengen 
bis zum 31.01. des Folgejahres für das abgelaufene Jahr zu erfol-
gen. Der Nachweis, dass bestimmte Wassermengen nicht zugeführt 
wurden, kann grundsätzlich nur durch besondere Wasserzähler 
geführt werden. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des 
Eichgesetzes entsprechen und sind vom Abwasserzweckverband 
abzunehmen. Der Abwasserzweckverband kann nach Anhörung 
des Antragstellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern. Zuviel 
erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten.
(6) Der in Absatz 5 geforderte Nachweis ist auch für landwirtschaftli-
che Betriebe mit Viehhaltung verbindlich. Erfolgt durch den landwirt-
schaftlichen Betrieb entgegen dieser satzungsrechtlichen Verpflich-
tung kein Einbau, so ist der Abzug von Wassermengen nicht zulässig.
(7) Ist der Einbau von Wasserzählern wegen der baulichen Gege-
benheiten oder aus sonstigen Gründen nicht zumutbar, wird der Ge-
bührenberechnung mindestens eine Verbrauchsmenge von 25 cbm 
pro Jahr und Person zugrunde gelegt.

§ 16 
Gebührensatz
(1) Die Schmutzwassergebühr beträgt 3,51 Euro je cbm Schmutz-
wasser (zentrale Schmutzwasserbeseitigung). 
(2) Für die teilweise Deckung der Fixkosten wird neben der Schmutz-
wassergebühr eine Grundgebühr erhoben. Diese beträgt abhängig 
von der maximalen Durchflussmenge des Wasserzählers
	 bis Qn 2,5	 oder (Q3 4,0)	 10,00 Euro/Monat
	 bis Qn 6	 oder (Q3 10)	 30,00 Euro/Monat
 	 bis Qn 10	 oder (Q3 16)	 45,00 Euro/Monat
 	 bis Qn 15	 oder (Q3 25)	 90,00 Euro/Monat
 	 über Qn 15	 oder (über Q3 25)	 120,00 Euro/Monat
(3) Die Altkanalgebühr beträgt 1,38 Euro je cbm vorgeklärten 
Schmutzwassers.
(4) Eine Grundgebühr neben der Altkanalgebühr wird nicht erhoben.

§ 17 
Gebührenpflichtige
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstücks, bei Woh-
nungs- oder Teileigentum nach dem WEG die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer im Sinne des § 10 Absatz 6 WEG. Ist das 
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist der Erbbauberech-
tigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 
(2) Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Art. 
233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch i. 
d. F. v. 21. September 1994 (BGBl. I S. 2494), zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Vermögensrechtsanpassungsgesetzes vom 04. Juli 1995 
(BGBl. I S. 895) belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Inhaber 
dieses Rechts gebührenpflichtig. 
(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.
(4) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Ei-
gentum des Volkes eingetragen sind, tritt an die Stelle des Eigentü-
mers der Verfügungsberechtigte i. S. v. § 8 Abs. 1 des Vermögens-
zuordnungsgesetzes i. d. F. v. 29. März 1994 (BGBl. I S. 709).
(5) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht 
mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendervierteljahres auf 
den neuen Pflichtigen über. Wenn der bisherige Gebührenpflichtige 
die Mitteilung über den Wechsel versäumt, § 39, so haftet er für die 
Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung beim 
Abwasserzweckverband entfallen neben dem neuen Pflichtigen.
(6) Daneben ist stets auch der tatsächliche Benutzer der öffentlichen 
zentralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage gebührenpflichtig.

§ 18 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öf-
fentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlos-
sen ist und/oder der öffentlichen zentralen Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage von dem Grundstück Schmutzwasser zugeführt wird. 
Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluss durch den Abwas-
serzweckverband auf Antrag beseitigt wird. 
(2) Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die 
Grundgebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die Ver-
änderung erfolgt.
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§ 19 
Erhebungszeitraum
Erhebungszeitraum ist die Zeit zwischen zwei Ablesungen des Was-
serzählers oder der Abwassermesseinrichtung, ansonsten das Ka-
lenderjahr, an dessen Ende die Gebührenschuld entsteht. Die Able-
seperiode soll grundsätzlich ein Jahr nicht wesentlich überschreiten.

§ 20 
Veranlagung und Fälligkeit
(1) Die Schmutzwassergebühr bzw. Altkanalgebühr wird durch Be-
scheid festgesetzt und ist einen Monat nach der Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Die Gebühr kann zusammen mit anderen Abga-
ben angefordert werden.
(2) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende 
Gebühr kann der Abwasserzweckverband Abschlagszahlungen 
festsetzen, die grundsätzlich im 2-Monats-Rhythmus erfolgen.
(3) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalender-
jahres, so wird für die Abschlagszahlung der Wasserverbrauch oder 
die gemessene Schmutzwassermenge des ersten Monats hochge-
rechnet auf den Erhebungszeitraum. Diesen Verbrauch des ersten 
Monats hat der Gebührenpflichtige dem Abwasserzweckverband 
auf dessen Anforderung unverzüglich mitzuteilen. Kommt der Ge-
bührenpflichtige der Aufforderung nicht nach, so kann der Abwas-
serzweckverband den Verbrauch schätzen.

§ 21 
Billigkeitsregelungen
§ 10 Absatz 2 dieser Satzung gilt für die Schmutzwassergebühr und 
die Altkanalgebühr entsprechend. 

V. Abschnitt - Niederschlagswassergebühren

§ 22 
Niederschlagswassergebühren
Satzungsrechtliche Regelungen zur Niederschlagswassergebühr sind 
erst zum 01.01.2014 vorgesehen und werden rechtzeitig an dieser Stel-
le durch gesonderten Beschluss der Verbandsversammlung eingefügt.

VI. Abschnitt - dezentrale Abwassergebühr

§ 23 
Grundsatz
(1) Der AZV erhebt für die Entsorgung von Grundstücksabwasseran-
lagen Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung.
(2) Errichtung und Betrieb von Grundstücksabwasseranlagen sowie 
die Entleerungshäufigkeit richten sich nach der Abwasserbeseiti-
gungssatzung des AZV.

§ 24 
Gebührenmaßstab und -satz
(1) Die dezentrale Abwassergebühr wird nach der Menge bemessen, 
die aus der Grundstücksabwasseranlage entnommen und abgefah-
ren wird. Hierzu gehört auch das für das Absaugen eventuell erfor-
derliche Spülwasser. Maßgeblich ist die Messeinrichtung des Ent-
sorgungsfahrzeuges. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 0,5 m3 

Fäkalschlamm bzw. Fäkalwasser.
(2) Die dezentrale Abwassergebühr beträgt für die dezentrale Abwas-
serbeseitigung:� 16,81 EUR	
je 0,5 Kubikmeter Fäkalschlamm, der aus Kleinkläranlagen entnom-
men wird, und� 13,01 EUR	
je 0,5 Kubikmeter Fäkalwasser, das aus abflusslosen Sammelgruben 
entnommen wird.
(3) Wird aufgrund der Besonderheiten der Anlage die Verlegung eines 
Schlauches von mehr als 50 Meter Länge erforderlich, so wird für je 
weitere angefangene zehn Meter ein Zuschlag von 5 EUR erhoben.
(4) Trifft das Entsorgungsunternehmen trotz rechtzeitiger Anmeldung den 
Grundstückseigentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten nicht an, 
so wird für jede vergebliche Anfahrt eine Pauschale von 18 EUR erhoben.
(5) Die Entsorgung erfolgt grundsätzlich werktags von 07:00 bis 16:00 
Uhr. Wünscht der Entsorgungspflichtige eine andere Entsorgungs-
zeit, oder erfolgt die Entsorgung im Falle einer Havarie außerhalb der 
regulären Entsorgungszeit, so gelten folgende Aufpreise je 0,5 Ku-
bikmeter, wobei eine Unterscheidung zwischen Fäkalschlamm und 
Fäkalwasser nicht erfolgt:

	 0,25 EUR werktags von 16:00 bis 20:00 Uhr,
	 2,30 EUR sonnabends von 07.00 bis 20:00 Uhr,
	 4,60 EUR sonntags von 07:00 bis 20:00 Uhr.
Eine Entsorgung außerhalb dieser Zeiten ist nur im Havariefall mög-
lich. Die Kostenerstattung erfolgt dann auf der Grundlage öffentlich-
rechtlicher GoA oder aufgrund eines öffentlich- rechtlichen Kostener-
stattungsanspruches in Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten.

§ 25 
Gebührenpflichtige
Gebührenpflichtig ist der Eigentümer der Anlage; wenn ein Erbbau-
recht bestellt ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberechtigte des 
Grundstücks. Gebührenpflichtige sind außerdem Nießbraucher oder 
sonstige zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte. Mehrere Ge-
bührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

§ 26 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht
Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme der dezen-
tralen Abwasseranlage des AZV. Sie erlischt, sobald die Grund-
stücksabwasseranlage außer Betrieb genommen und dies dem AZV 
schriftlich mitgeteilt wird.
Die Gebührenschuld entsteht mit der Vornahme der Entsorgungs-
handlung, im Falle des § 24 Absatz 4 mit der erfolglosen Anfahrt.

§ 27 
Festsetzung und Fälligkeit
Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt und ist innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. Die Gebühr kann 
zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden.

§ 28  
Billigkeitsregelungen
§ 10 Absatz 2 gilt entsprechend.

VII. Abschnitt - Abwasserabgabe

§ 29 
Grundsatz
(1) Der AZV wälzt die Abwasserabgabe, die er anstelle von Direkt-
einleitern, die im Jahresdurchschnitt weniger als acht Kubikmeter je 
Tag Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnliches Schmutzwas-
ser unmittelbar in ein Gewässer oder in den Untergrund einleiten, an 
das Land Sachsen-Anhalt zu entrichten hat, auf die Direkteinleiter ab. 
Hierzu erhebt er nach Maßgabe dieser Satzung eine Abgabe.
(2) Eine Abgabepflicht liegt nicht vor, wenn das Schmutzwasser 
nachweislich 
a) 	 rechtmäßig der öffentlichen Schmutzwasserbehandlungsanlage 

zugeführt,
b) auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-

nutzte Böden rechtmäßig aufgebracht oder 
c)	 in einer Abwasserbeseitigungsanlage behandelt wird, die min-

destens den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent-
spricht und der Schlamm einer dafür geeigneten Abwasserbe-
handlungsanlage zugeführt oder nach Abfallrecht entsorgt wird.

Die Nachweisführung und deren Kosten fallen dem Abgabepflichti-
gen zur Last.

§ 30 
Abgabepflichtige
(1) Abgabepflichtig ist der Abwassereinleiter.
(2) Es gilt die widerlegbare Vermutung, dass der Grundstücksei-
gentümer/Erbbauberechtigte Einleiter im Sinne des Absatzes 1 ist. 
Übt der Eigentümer/Erbbauberechtigte die Sachherrschaft tatsäch-
lich nicht aus - und weist er dies dem AZV gegenüber innerhalb von 
2 Monaten nach Bekanntgabe des Abgabebescheides nach - so tritt 
an die Stelle des Eigentümers/Erbbauberechtigten die Person, die die 
Sachherrschaft tatsächlich ausübt. Mehrere Abgabepflichtige haften 
als Gesamtschuldner.
(3) Beim Wechsel des Abgabepflichtigen geht die Abgabepflicht mit 
Beginn des auf den Übergang folgenden Monats auf den neuen Ver-
pflichteten über. Versäumt der bisher Verpflichtete die Mitteilung hierü-
ber, so haftet er für die Abgabe, die auf den Zeitraum bis zum Eingang 
der Mitteilung beim AZV entfällt, neben dem neuen Verpflichteten.
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§ 31 
Entstehung und Beendigung der Abgabepflicht
(1) Die Abgabepflicht für vorhandene Kleineinleitungen entsteht je-
weils zu Beginn eines jeden Kalenderjahres, sonst mit dem Ersten 
des Monates, der auf den Beginn der Einleitung folgt, frühestens 
jedoch mit Bekanntgabe des jeweiligen Festsetzungsbescheides 
gemäß § 10 Abs. 1 AG AbwAG durch das Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt an den AZV.
(2) Die Abgabepflicht erlischt mit dem Letzten des Monats, in dem 
die Direkteinleitung durch Anschluss an eine öffentliche Schmutz-
wasserkanalisation entfällt oder der Abgabepflichtige den anderwei-
tigen Wegfall dem AZV schriftlich anzeigt.

§ 32 
Abgabemaßstab und Abgabesatz
(1) Entsprechend dem Ausführungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt zum Abwasserabgabengesetz wird bei der Berechnung der 
Abwasserabgabe die Zahl, der am 30. Juni des Kalenderjahres, für 
welches die Abgabe festgesetzt werden soll, auf dem Grundstück mit 
Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldeten Einwohner zugrunde gelegt.
(2) Entsprechend dem Abwasserabgabengesetz in der jeweils gülti-
gen Fassung beträgt die Abwasserabgabe 17,90 EUR pro gemelde-
ten Einwohner und Jahr.

§ 33 
Erhebungszeitraum
Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn die 
Gebührenschuld entsteht.

§ 34 
Heranziehung und Fälligkeit
(1) Die Heranziehung setzt einen schriftlichen Bescheid voraus, der 
mit dem Bescheid über andere Abgaben verbunden sein kann (He-
ranziehungsbescheid).
(2) Die Abgabe ist einen Monat nach Bekanntgabe des Heranzie-
hungsbescheides fällig.

§ 35 
Anzeigepflicht
Jeder Wechsel des Einleiters ist dem AZV sowohl vom bisherigen als 
auch vom neuen Einleiter innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.

§ 36 
Entsprechende Anwendungen
Auf die Abwasserabgabe für Kleineinleiter im AZV sind die Bestim-
mungen des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden, soweit nicht 
diese Satzung besondere Bestimmungen enthält.

§ 37 
Billigkeitsregelungen

§ 10 Absatz 2 gilt entsprechend.

VIII. Abschnitt - Schlussbestimmungen

§ 38 
Auskunfts- und Duldungspflicht
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben dem Abwasser-
zweckverband jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und 
Erhebung der Abgaben erforderlich ist.
(2) Der Abwasserzweckverband bzw. ein von ihm beauftragter Drit-
ter kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft 
verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem er-
forderlichen Umfange zu helfen. 

§ 39 
Anzeigepflichten
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem Ab-
wasserzweckverband sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber 
innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung 
der Abgaben beeinflussen (z.B. grundstückseigene Brunnen, Schmutz-
wasserbehandlungsanlagen, Wasserzuführungen), so hat der Abgaben-
pflichtige dies unverzüglich dem Abwasserzweckverband schriftlich an-
zuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen 
neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden.

(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Schmutz-
wassermenge um mehr als 50 v. H. der Schmutzwassermenge des Vor-
jahres erhöhen oder ermäßigen wird, so hat der Abgabenpflichtige hier-
von dem Abwasserzweckverband unverzüglich Mitteilung zu machen.
(4) Lässt ein nach dieser Satzung Verpflichteter (Beitrags- oder Gebühren-
schuldner) sich durch eine Dritte Person vertreten, so ist diese Vertretung 
im Verhältnis zum AZV nur wirksam wenn und sobald sie dem AZV ge-
genüber offengelegt und durch geeignete Dokumente nachgewiesen ist.

§ 40 
Datenverarbeitung
(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabe-
pflichten sowie zur Festsetzung und Erhebung dieser Abgaben ist die 
Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 DSG-LSA) der hierfür erforderlichen perso-
nen- und grundstücksbezogenen Daten gemäß §§ 9 und 10 DSG-LSA 
(Vor- und Zuname der Abgabepflichtigen und deren Anschriften; Grund-
stücksbezeichnung nebst Größe und Grundbuchbezeichnung; Wasser-
verbrauchsdaten) durch den Abwasserzweckverband zulässig.
(2) Der Abwasserzweckverband darf die für Zwecke der Grundsteuer, 
des Liegenschaftsbuches, des Melderechts, der Wasserversorgung und 
der Abwasserentsorgung bekannt gewordenen personen- und grund-
stücksbezogenen Daten für die in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und 
sich die Daten von den entsprechenden Behörden (z. B. Finanz-, Ka-
taster-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) übermitteln lassen, was 
auch im Wege automatischer Abrufverfahren erfolgen kann.

§ 41 
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig i. S. von § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG-LSA handelt, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig
1.	 entgegen § 3 Absatz 3 und § 38 Absatz 1 die für die Festsetzung 

und Erhebung der Abgaben erforderlichen Auskünfte nicht erteilt;
2.	 entgegen § 15 Absatz 4 die Mengenangaben nicht tätigt;
3.	 entgegen § 26 Absatz 1 die Ausserbetriebnahme der Grundstücks-

abwasseranlage dem AZV nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt;
4.	 entgegen § 30 Absatz 3 und § 35 den Wechsel des Einleiters 

nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt;
5.	 entgegen § 31 Absatz 2 den Wegfall der Direkteinleitung dem 

AZV nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt;
6.	 entgegen § 38 Absatz 2 verhindert, dass der Abwasserzweck-

verband an 0rt und Stelle ermitteln kann und die dazu erforder-
liche Hilfe verweigert;

7.	 entgegen § 39 Absatz 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse 
am Grundstück nicht innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt;

8.	 entgegen § 39 Absatz 2 Satz nicht unverzüglich schriftlich an-
zeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück vorhanden sind bzw. 
geschaffen, geändert oder beseitigt werden, die die Berech-
nung der Abgabe beeinflussen;

9.	 entgegen § 39 Absatz 3 die mutmaßliche Erhöhung der 
Schmutzwassermenge nicht schriftlich anzeigt; oder

10.	 in sonstiger Art und Weise gegen Bestimmungen dieser Sat-
zung verstößt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu Euro 
5.000,— geahndet werden.

§ 42 
Inkrafttreten/Geltungsbereich
(1) Diese Satzung tritt am 01.07.2013 in Kraft. Sie ersetzt ohne 
Rücksicht auf deren Wirksamkeit die Satzung über die Erhebung 
von Beiträgen, Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse und 
Benutzungsgebühren für die öffentliche zentrale Schmutzwasser-
beseitigung des Abwasserzweckverbandes „Weiße Elster- Has-
selbach/ Thierbach“ im Entsorgungsgebiet des ehemaligen AZV 
„Hasselbach/Thierbach“ und die Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen für die Abwasserbe-
seitigung der Gemeinde Elsteraue.
(2) Der Geltungsbereich dieser Satzung umfasst das gesamte Ver-
bandsgebiet.


